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18 Tödlicher polizeilicher Schusswaffengebrauch in Remscheid (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 46 
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* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

hier: Messeranschlag in Solingen 

Minister Herbert Reul (IM): Ich will etwas zum Vorgang „Solingen“ sagen; es liegt 
lange zurück, ist aber immer wieder Gegenstand der Debatte. Wir haben in den letzten 
Tagen, Wochen in der Presse immer wieder Berichterstattungen gehabt, die zu Spe-
kulationen führen könnten. Vor allem wurde die Frage diskutiert, ob die Sicherheitsbe-
hörden den Täter nicht doch vorher gekannt hätten oder ob es nicht doch einen Kom-
plizen gegeben hätte. Sie kennen mich, wenn ich von solchen Hypothesen erfahre, 
auch aus der Presse, lässt mir das keine Ruhe, und ich will es klären. Außerdem ist 
es ja klug, jedem Hinweis nachzugehen. 

Es wurden einige Fragen aufgeworfen, die mich nachdenklich gemacht haben. Des-
halb habe ich bei meinen Fachleuten nochmals recherchieren lassen – auf gut 
Deutsch: nochmals nachfragen lassen –, um die aufgeworfenen Punkte mit dem Wis-
sen von heute zu überprüfen. Mir war es auch persönlich wichtig, zu den aufgeworfe-
nen Punkten die bisher bekannten Informationen zu haben. Die liegen ja nicht auto-
matisch beim Minister, ich bin ja nicht die ermittlungsführende Stelle. Einige Fragen 
haben sich für mich beantwortet, aber für mich, der weder Ermittler noch Richter ist, 
bleiben auch noch ein paar Fragen offen. Ich kann auch nicht ausschließen, dass im 
Zusammenhang mit diesem Thema noch weitere Fragen aufkommen. Das liegt auch 
daran, dass beim Bund und den Ländern aktuell an verschiedenen Sachverhalten wei-
tergearbeitet wird, auch während wir hier sitzen. Insofern schließe ich nicht aus, dass 
es noch weitere Informationen geben wird, die wir sichten müssen und die uns viel-
leicht Antworten auf manche Fragen geben werden. Es kann aber auch sein, dass wir 
keine Informationen, keine Antworten mehr kriegen. Ich werde Sie auf jeden Fall auf 
dem Laufenden halten. Was ich heute sagen kann, was ich in den letzten Tagen er-
fahren habe – das kennen Sie von mir –, möchte ich mit Ihnen und der Öffentlichkeit 
teilen, auch weil es ein sensibles Thema ist. 

Vor die Klammer möchte ich ziehen, dass das Oberlandesgericht Düsseldorf auf 
Grundlage der sehr intensiven Ermittlungen des Generalbundesanwalts, dem alle Er-
kenntnisse zum Täter von Solingen vorliegen, zu dem Schluss kommt: Nein, es gab in 
Deutschland keine Mittäter, keine Komplizen in der Realwelt. Im Wesentlichen hatte 
sich der Täter im Internet radikalisiert. Das besagt auch das Urteil – ich zitiere –: 

„Der von jihadistischer Gewalt faszinierte Angeklagte verinnerlichte durch 
die Befassung mit den Medieninhalten des ‚IS‘ über einen längeren – mehr-
jährigen – Zeitraum und auf der Grundlage seiner Internetkontakte in das 
Umfeld des ‚IS‘ die Ideologie der Organisation.“ 

Das verkündete Urteil wurde im Übrigen nach eingelegter Revision im Mai dieses Jahres 
letztinstanzlich vom Bundesgerichtshof, also vom höchstmöglichen Gericht, bestätigt. 

Nun der Reihe nach zu den Spekulationen, von denen ich gelesen habe; haben wir 
wahrscheinlich alle: 
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Als Erstes beziehe ich mich auf Berichte im Kölner Stadt-Anzeiger sowie in der Süd-
deutschen Zeitung vom 23. Juni dieses Jahres. In den Berichten ging es um einen 
Abdallah A., der – Zitat aus dem Kölner Stadt-Anzeiger – „‚eine wichtige Bezugsper-
son‘ von Issa al-H.“ sei, dem vom Gericht festgestellten Täter des Terroranschlags von 
Solingen, und der wegen „‚sicherheitsrelevanter Bedenken‘“ zeitnah abgeschoben 
werden müsse. Die Süddeutsche Zeitung berichtete von Telefonaten mit Issa al-H. und 
seinem Aufenthalt in Solingen am Tattag. 

Die Sachverhalte habe ich mir von meinen Fachleuten noch einmal genau darlegen 
lassen, denn das ist ein Zufall, der auch bei mir Fragen aufgeworfen hat. Die Ermittler – 
so die Auskunft meiner Leute – haben Abdallah A. – das ist derjenige, über den in den 
Zeitungsberichten geschrieben wird – nach der Tat durchleuchtet, denn er war jemand, 
der mit Issa al-H. Kontakt hätte haben können. Schon einen Monat vor dem Anschlag, 
also im Juli 2024, – das haben die Ermittlungen ergeben – war er mindestens einmal 
zu Besuch in der Unterkunft, in der Issa al-H. untergebracht war. Selbstverständlich 
haben die Ermittler daraufhin bei Abdallah A. durchsucht und unter anderem ein Handy 
von ihm gefunden und ausgewertet. Erkenntnisse hinsichtlich einer Tatbeteiligung 
ergaben sich zum damaligen Zeitpunkt allerdings nicht, deswegen konnte daraus auch 
kein Verdacht generiert werden. 

Nichtsdestotrotz wurde er – das wissen wir sicher – am 12. Dezember 2024, also kurz 
nach der Durchsuchung, abgeschoben. Eine Abschiebung komme – so sagen es 
meine Fachleute – bei Verdachtsmomenten und möglichen Anklagen nur mit staats-
anwaltschaftlicher Einwilligung in Betracht. Dass hier kein Strafverfolgungsverzicht be-
antragt wurde, zeigt: Die Sicherheitsbehörden hatten strafrechtlich nichts in der 
Hand. – So weit zu diesem Fall. 

Jetzt beziehe ich mich auf einen Bericht des Stadt-Anzeigers vom 25. Juni; darin ging 
es um die Interpretation eines Einsatzprotokolls. Ein Staatsschützer aus Bielefeld habe 
in Düsseldorf angerufen und auf zwei Gefährder hingewiesen, die sich über An-
schlagsfantasien ausgetauscht hätten. Einer von denen hatte wohl auch örtliche Be-
züge nach Solingen. Das war am Samstag, 24. August, um kurz nach 11 Uhr, also der 
Vormittag nach dem Anschlag. 

Dieses Einsatzprotokoll habe ich mir angeschaut und kann nur feststellen, dass der 
Beamte genau richtig gehandelt hat, da er seine Erkenntnisse geteilt und gesagt hat: 
Guckt euch den mal an. – Wenn einem Ermittler ein Gefährder bekannt ist, der einen 
räumlichen Bezug zu Solingen aufweist, also zu der Stadt, in der der Terroranschlag 
stattgefunden hat, sollte man dieser Spur nachgehen. Nur zur Erinnerung: Zu diesem 
Zeitpunkt, Samstagvormittag um 11 Uhr, sind die Ermittler noch allen Hinweisen nach-
gegangen. Der Täter war zu diesem Zeitpunkt nämlich noch völlig unbekannt und 
flüchtig. Aber wie sich herausgestellt hat, gab es bei beiden Gefährdern nach heutigem 
Stand keinen Zusammenhang zum Terroranschlag in Solingen; auf gut Deutsch: Bei 
keinem der beiden im Hinweis genannten Gefährder handelte es sich um Täter oder 
Komplizen. 

Beim dritten Fall beziehe ich mich auf die Berichterstattung der WAZ vom 27. Juni, in 
der es um ein Protokoll der sogenannten Sicherheitskonferenz vom August 2024 geht, 
das interpretiert wurde. Im August-Protokoll sei unter dem Namen des Attentäters 
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Issa al-H. ein Verweis auf das Juni-Protokoll vermerkt, also auf einen Zeitpunkt vor 
dem Anschlag. 

Diese Sicherheitskonferenzen finden unter Federführung des Ministeriums für Kinder, 
Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration statt. Da sitzen an zusammen-
geschobenen Schreibtischen neben Vertretern dieses Ministeriums das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge, die Bundespolizei, das LKA, der nordrhein-westfälische 
Verfassungsschutz, das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste, die Zentralstelle 
Terrorismusverfolgung. Das ist also der Kreis, in dem sich Bund und Land für Nord-
rhein-Westfalen über aufenthaltsrechtliche Maßnahmen unter anderem zu Gefährdern 
und Relevanten Personen austauschen. Die entsprechenden Personen kommen im-
mer dann, wenn es etwas Neues gibt, oder standardmäßig auf Wiedervorlage. Die 
Personen werden also immer wieder behandelt, damit alle denselben Stand haben 
und die nächsten Schritte besprochen werden können. 

Selbstverständlich wurde auch der Solinger Attentäter Issa al-H. in dieser Runde auf-
gerufen und behandelt, allerdings zum ersten Mal am 28. August, also fünf Tage nach 
dem Terroranschlag. Das geht aus der Tagesordnung dieser Konferenz hervor, in der 
Issa al-H als – Zitat – Erstbesprechung; Neufall aufgerufen wird. Der Verweis auf eine 
Sitzung im Juni 2024, der für Irritationen gesorgt hatte, ist dort fehlerhaft hineinge-
rutscht. Das wurde mit einer späteren 8Mail vom 24. Oktober 2024 und einem entspre-
chend korrigierten Protokoll übrigens richtiggestellt. Ich zitiere: 

Aufgrund eines technischen Fehlers hat sich ein falscher Satz in das Protokoll zu Fall 
Nr. 14 der genannten Sitzung der Sicherheitskonferenz – das ist der Fall „Issa al-H.“ – 
eingeschlichen. Ich bitte daher, das bereits versandte Protokoll durch das beigefügte 
zu ersetzen. 

Die Kurzfassung lautet also: Protokollfehler. Das entsprechende Juni-Protokoll wurde 
vom PUA beim Flüchtlingsministerium, das für die SiKo zuständig sind, bereits ange-
fordert. Soweit ich weiß, bekommt er es auch. Dann wird man sehen, dass Issa al-H. 
im Juni 2024 eben nicht auftaucht. 

Es bleibt also dabei – und das ist im Moment vielleicht die wichtigste Aussage –: Der 
Solinger Attentäter war den Sicherheitsbehörden im Vorfeld nicht bekannt, und es gab 
laut Bundesanwaltschaft und Gericht keine Komplizen. 

Vielleicht ist es auch notwendig, auf ein grundsätzliches Thema hinzuweisen. Dass 
Flüchtlinge, die in unser Land kommen, oft aus demselben Land, derselben Region, 
derselben Stadt, vielleicht sogar derselben Straße kommen, dass sie Berührungs-
punkte miteinander haben können, liegt auf der Hand. Das gilt nicht nur für die Heimat, 
da diese Flüchtlinge in großen Teilen ja auch dieselben Routen benutzen, sich also 
mutmaßlich auch unterwegs begegnen. Möglicherweise begegnen sie sich auch hier, 
etwa in Flüchtlingsunterkünften bzw. Unterbringungseinrichtungen. Es gibt also zahl-
reiche Berührungspunkte. Die Frage ist aber, ob es inhaltliche, tatbezogene Kontakte 
gab. Ich glaube, dass es extrem wichtig ist, zwischen Berührungspunkten und inhaltli-
chen, tatbezogenen Kontakten zu unterscheiden. 

Das alles gilt selbstverständlich auch für den späteren Solinger Attentäter Issa al-H. 
Ich verstehe, dass das bei dem einen oder anderen – mich eingeschlossen – nach 
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einer solch schrecklichen Tat Fragen auslöst. Auch die Ermittler stellen sich solche 
Fragen. Genau das ist ja der Grund gewesen, warum damals im Rahmen der Ermitt-
lungen beispielsweise die bekannte – in Anführungszeichen – Reisegruppe von Issa 
al-H. intensiv abgeklopft wurde. Das waren die, mit denen er ins Land gekommen ist, 
und die mit ihm an mehreren Stellen immer wieder zusammengekommen sind. Es gab 
im Übrigen keinen Hinweis darauf, dass es dort so etwas wie eine gemeinsame Pla-
nung der späteren Tat in Solingen gegeben hätte. Das wurde also überprüft. 

Natürlich wurden auch die uns bekannten Kontaktpersonen abgeklopft, von denen 
man sich vielleicht Erkenntnisse versprochen hatte. Sie wissen, dass der Täter zum 
Zeitpunkt der Tat in einer Flüchtlingsunterkunft in Solingen wohnte. Davor war er aller-
dings – ein solcher Wechsel der Einrichtungen ist in Asylverfahren üblich – in einer 
Unterbringungseinrichtung in Paderborn. Dazu muss man sagen, dass in dieser Ein-
richtung in Paderborn zu der Zeit, in der Issa al-H. sich da aufgehalten hat, im Durch-
lauf weit über 1.000 Flüchtlinge untergebracht waren. 

Es ist bekannt – was bei einer lebensnahen Betrachtung einer solchen Unterbrin-
gungseinrichtung auch nicht unbedingt überraschend ist –, dass Issa al-H. in Pader-
born zumindest zeitweise mit anderen Menschen zusammengewohnt haben könnte, 
die im Islamismus eine Rolle spielten. 

So wohnte vom Februar 2023 bis Juni 2023 unter anderem jemand dort, der später, 
nämlich im Oktober 2024, also nach der Tat in Solingen, als Relevante Person der 
islamistischen Szene eingestuft wurde. Unseres Wissens gab es allerdings über die 
Tatsache hinaus, dass man in derselben Einrichtung gelebt und sich vielleicht über 
Alltägliches ausgetauscht hat, keine anschlagsrelevante Kommunikation zwischen 
den beiden, obwohl sie wechselseitig die Nummer des jeweils anderen abgespeichert 
hatten. 

Außerdem gab es einen Berührungspunkt zu einem islamistischen Gefährder, der 
ebenfalls in Ostwestfalen, nicht aber in der Einrichtung in Paderborn wohnte. Auch das 
wurde aber erst im Rahmen der Ermittlungen nach dem Anschlag bekannt. Bei dieser 
Person handelte es sich im Übrigen um jemanden, den die NRW-Polizei während der 
Europameisterschaft 2024 festgenommen hatte und dem aktuell der Prozess gemacht 
wird. Zur Erinnerung: Das war einer der Gefährder, der während der Europameister-
schaft in Anschlagsplanungen eingebunden war. Diesen Anschlag haben die Sicher-
heitsbehörden des Landes NRW und des Bundes erfolgreich vereitelt. Wie wir heute 
wissen, hatte Issa al-H. auch die Telefonnummer dieser Person auf dem Handy ge-
speichert und war mit diesem Gefährder wohl in mindestens zwei größeren Chatgrup-
pen bzw. Foren. „Größere“ Chatgruppen bzw. Foren bedeutet in diesem Fall übrigens 
ein paar Hundert oder sogar ein paar Tausend. Das sind also nicht solche Chatgrup-
pen, wie wir sie aus dem Rechtsextremismus kennen, das ist eine ganz andere Grö-
ßenordnung, was für die Bewertung nicht unwichtig ist. Dass dieser Gefährder die 
Nummer von Issa al-H. als Kontakt gespeichert hätte, konnten wir im Übrigen nicht 
feststellen; umgekehrt gab es da also nichts: der Gefährder hatte nicht die Nummer 
des Solinger Attentäters. 

Zur Einordnung: Wir reden beim Solinger Attentäter Issa al-H. jetzt von zwei Telefon-
nummern, und das bei über 300 namentlich erfassten Kontakten, die er auf seinem 
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Handy gespeichert hatte. Das sind die namentlich erfassten Kontakte; ich glaube, in 
Wirklichkeit hatte er ca. 14.000 Kontakte. Es liegt ja auch durchaus im Bereich des 
Möglichen, dass Bewohner einer Flüchtlingsunterkunft Telefonnummern von anderen 
Bewohnern einer Flüchtlingsunterkunft oder von Menschen haben, denen sie auf der 
Flucht begegnet sind. Das muss nichts bedeuten, aber es wirft Fragen auf, zumindest 
bei mir. 

Entscheidend ist – das wissen wir seit den Ermittlungen, und so wird es auch im Urteil 
gesehen –, dass die Radikalisierung von Issa al-H. nicht von uns bekannten Gefähr-
dern oder Relevanten Personen ausging. Nach Ansicht des Gerichts gab es auch 
keine Komplizenschaft. 

Um das auszuschließen, wurden nach dem Anschlag landesweit alle aktionsfähigen 
Gefährder überprüft. Auch das ist ein wichtiger Fakt. Nachdem der Anschlag passiert 
war, sind alle Gefährder, die wir benannt hatten, überprüft worden. Da wurde also 
schon genau hingeschaut. Wir als Sicherheitsbehörden im Land haben Informationen, 
die wir hatten, an die ermittlungsführenden Stellen weitergegeben, allerdings ohne 
dass sich daraus Tatbeteiligungen hätten nachweisen lassen. 

Das haben wir dann an die Bundesbehörden weitergegeben. Die haben ja – vollkom-
men in Ordnung – übernommen. Im Rahmen der Prozesse, die hier und da anklangen, 
haben die das nicht in dem Sinne aufgegriffen, dass das tatrelevant gewesen wäre. 
Da gibt es also eine Bestätigung. 

Das bedeutet: Es gab und gibt nach Überzeugung der Ermittler Stand heute kein Netz-
werk in Nordrhein-Westfalen, mit dem der Täter die Tat geplant bzw. sich über sie 
ausgetauscht hätte oder von dem er zur Tat angeleitet worden wäre. Das wird auch im 
Urteil so gesehen. Somit bleibt es nach allem, was ich bisher weiß, dabei, dass Issa 
al-H. den Sicherheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen vor dem Anschlag nicht be-
kannt war. 

Mir ist es wichtig, einige der aufgeworfenen Fragen, soweit wir es können, zu beant-
worten, bevor sich Spekulationen festsetzen, die den Menschen Sorgen bereiten. Weil 
unter anderem im Bund immer noch Ermittlungen im Umfeld des Islamismus laufen, 
kann ich aber nicht ausschließen, dass weitere Fragen, neue Berührungspunkte auf-
kommen, die weitere Ermittlungen notwendig machen. Insofern ist mein Wortbeitrag 
der Versuch, das, was ich heute weiß, mit Ihnen zu teilen, um mit Fakten gegen Mut-
maßungen zu arbeiten. 

Ich wollte das, soweit ich es heute konnte, darstellen, weil Sie der zuständige Aus-
schuss sind. Ich habe Sie immer auf dem Laufenden gehalten, also gehört es sich so, 
dass ich das auch heute tue. Es tut mir leid, dass das so kurzfristig war, aber wir sind 
ehrlich gesagt erst gestern Abend so weit gewesen, dass wir sagen konnten: Das kön-
nen wir berichten. 

Vorsitzende Angela Erwin: Wir starten jetzt keine Debatte zu diesem Punkt, aber es 
können sehr gerne Verständnisfragen gestellt werden. 
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Christina Kampmann (SPD): Der Minister hat ja gerade zu Recht gesagt, dass das 
wichtige Informationen für uns als Ausschuss seien. Wir sind nicht alle Mitglieder des 
PUA. Ich würde gerne Verständnisfragen stellen, weil das sehr viele Informationen sind. 

Sie haben zwei Namen genannt, zum einen Abdallah A., der abgeschoben wurde, und 
zum anderen natürlich den des Solingen-Attentäters. Dann haben Sie noch einen Ge-
fährder genannt, der in Anschlagsplanungen zur EM eingebunden gewesen sei. Die 
erste Frage ist, ob Sie dessen Namen nennen können. Können Sie außerdem das 
Datum der Festnahme des von Ihnen genannten Gefährders nennen? Können Sie 
ausschließen, dass es über die Telefonnummer hinausgehende Kontakte zu dem So-
lingen-Attentäter gab? Ist da irgendetwas bekannt? 

Auch der Radikalisierungsprozess interessiert uns, weil sich daraus ja möglicherweise 
Parallelen ergeben könnten. Wann hat er sich radikalisiert? Wo hat er sich radikali-
siert? War das in den bekannten Netzwerken, über die wir hier schon häufig diskutiert 
haben? War es ein Einzeltäter? Wurde diese Person in der SiKo oder in anderen Gre-
mien der Sicherheitsbehörden behandelt? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Welche Person meinen Sie gerade?) 

– Ich meine immer den Gefährder. Zu den anderen und zur SiKo haben Sie ja etwas 
gesagt. – Können Sie uns sagen, wann er als Gefährder eingestuft wurde? 

(Minister Herbert Reul [IM]: Sollen wir es direkt machen? Es ist so irr-
sinnig vielfältig!) 

Vorsitzende Angela Erwin: Ja, genau. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich glaube, ich brauche auch Hilfe, weil ich die Daten nicht 
alle im Kopf habe. – Zu diesem Gefährder, der in der Nähe der Unterkunft, aber nicht 
in der Unterkunft selbst wohnte, hatte der Solinger Attentäter einen Kontakt in der 
Form, wie ich ihn eben beschrieben habe. Ich bitte darum, mich gegebenenfalls zu 
korrigieren: Unser Solinger hatte seine Telefonnummer im Handy. 

(Christina Kampmann [SPD]: Mehr nicht?) 

Aber der Gefährder hatte seine umgekehrt nicht. 

Um den Gefährder hat man sich im Umfeld der Europameisterschaft intensiver geküm-
mert; ich glaube, im Juni. Man hat dann auch genug Material zusammenbekommen, 
Telefon und so. Im August hat man das in der SiKo, also der Sicherheitskonferenz, 
vorgebracht. Er war da schon als Gefährder eingestuft; er war schon im Juni in der 
SiKo gewesen, und er kam im August noch mal rein. 

Mittlerweile ist ihm der Prozess gemacht worden, und er wurde in erster Instanz ver-
urteilt. Es gibt aber eine Revision. Weil das noch nicht beendet ist, müssen wir ein 
bisschen behutsam sein, was den Namen angeht. 

Wir haben diesen Menschen also aus dem Verkehr gezogen, und dann gab es ein 
Verfahren, das allerdings das Bundeskriminalamt geführt hat, das war also auf Bundes-
ebene. Für unsere Bewertung ist wichtig – ich habe das allgemein gesagt, aber das 
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kann man auch auf den Fall beziehen –, dass in diesem Verfahren alle Informationen, 
die wir geliefert haben, eingebracht wurden. Vielleicht waren es auch noch andere, 
aber es waren zumindest unsere. Das Gericht, die Staatsanwaltschaft haben daraus 
keine Konsequenzen in dem Sinne gezogen, als das irgendetwas zu unserem Solinger 
Attentäter aufgetaucht wäre. Der tauchte da also gar nicht auf, der war nicht relevant. 
Das ist ja eine wichtige Frage hinsichtlich dessen, ob es da vorher schon Erkenntnisse 
gab. 

Falls Ihnen das hilft: Wir haben einen Bericht des JM dazu. Sollen wir den kurz vorle-
sen? 

(Christina Kampmann [SPD]: Das wäre vielleicht hilfreich!) 

LKD Markus Gemünd (IM): Ich würde mir den üblichen Vorklapp sparen. Der Bericht 
ist von der Generalstaatsanwältin in Düsseldorf am 6. Juli an das Ministerium der Jus-
tiz übermittelt worden. Ich zitiere: 

„Im Verfahren 3 OJs 19/24 wurde dem seit dem 15. Oktober 2024 in Unter-
suchungshaft in der JVA Düsseldorf befindlichen Angeklagten Karim K. mit 
Anklageschrift vom 6. Juni 2025 vorgeworfen, im Januar 2024 im Rahmen 
eines Telegram-Chats eine andere Person gebeten zu haben, ihn zur Her-
stellung einer Bombe, deren Sprengkraft Fahrzeuge zerstören und Men-
schen töten könne, anzuleiten. Im Verlauf des Chats erhielt er im Februar 
2024 vier Anleitungen zu den Themen ‚Chemische Explosionenʻ, ‚Kernwaf-
fenexplosionʻ, ‚Zündschnurʻ und ‚Elektroschockerʻ. 

Ihm wurde ferner vorgeworfen, im Februar 2024 über den Finanzdienstleis-
ter Western Union einen Geldbetrag in Höhe von 200 Euro zugunsten von 
Angehörigen des IS an einen sogenannten IS-Finanzagenten in die Türkei 
transferiert zu haben, um weibliche IS-Mitglieder und deren Kinder in dem 
im Nordosten Syriens liegenden Lager Al-Hol zu unterstützen. Dieser Geld-
betrag sollte neben weiteren 100 US-Dollar, welche im Juni 2024 mittels 
Hawala-Bankings an ein verwitwetes weibliches IS-Mitglied in das Lager 
Atmeh transferiert wurden, dem Zweck dienen, den Kampf des IS mit finan-
ziellen Mitteln zu fördern. 

Dem Angeklagten wurde weiter zur Last gelegt, im Mai und Juni 2024 Do-
kumente auf seinem Mobiltelefon gespeichert und an seine weiteren Ac-
counts versandt zu haben, die unter anderem Anleitungen zur Herstellung 
von Rizin und Sprengvorrichtungen sowie verschiedene Anschlagsmöglich-
keiten und Anweisungen für deren Vorbereitung enthielten. 

Darüber hinaus wurde ihm vorgeworfen, sich im Oktober 2024 zum Flugha-
fen Hannover begeben zu haben, um über die Türkei nach Syrien zu reisen 
und sich dort dem IS anzuschließen. 

Der Angeklagte wurde durch Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
17. Dezember 2025 wegen Unterstützung einer terroristischen Vereinigung 
im Ausland in Tateinheit mit der Zuwiderhandlung gegen ein Bereitstellungs-
verbot der Europäischen Union gemäß §§ 129a Abs. 5 Satz 1, 129b Abs. 1, 
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89a Abs. 1, Abs. 2a StGB, § 18 Abs. 1 AWG zu einer Freiheitsstrafe von 3 
Jahren und 9 Monaten verurteilt. Im Hinblick auf die übrigen Vorwürfe wurde 
das Verfahren nach § 154 Abs. 2 StPO eingestellt. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da die Verteidigerin des Angeklagten 
Revision eingelegt hat. Die Akten wurden zusammen mit dem Revisions-
übersendungsbericht am 28. April 2026 an den Generalbundesanwalt beim 
Bundesgerichtshof übersandt. Dort erfolgte am 25. Juni 2026 die Vorlage 
an den Bundesgerichtshof. Eine dortige Entscheidung liegt noch nicht vor.“ 

Marcel Hafke (FDP): Herr Minister, ich finde es gut, dass Sie den Ausschuss immer 
sehr aktuell informieren. Ich muss allerdings sagen, dass ich mich etwas überrumpelt 
fühle, dass wir hier über 30 Minuten hinweg Texte zu einem Sachzusammenhang vor-
gelesen bekommen, in dem wir in der Tiefe, im Detail nicht so drin sind. Deswegen 
würde ich noch ein bisschen weiter als Frau Kampmann gehen wollen. 

Zunächst einmal fände ich es gut, wenn wir von Ihnen im Nachgang der Sitzung beide 
Stellungnahmen schriftlich bekämen. In der nächsten Woche gibt es noch eine Sitzung 
des Untersuchungsausschusses. In diesem Zusammenhang würde mich interessie-
ren, ob der Untersuchungsausschuss diese Dokumente auch bekommt, so wie auch 
alle Akten, die mit den neuen, zusätzlichen Ermittlungen zusammenhängen, sodass 
die sich ein Bild machen und das vielleicht rekonstruieren können. Die sind da ja in der 
Tiefe drin. 

Ad hoc fällt mir die Frage ein, warum es aufgrund der öffentlichen Spekulationen eine 
zweite von Ihnen veranlasste Überprüfung benötigt. Normalerweise würde ich … 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Hafke, wenn ich da ganz kurz reingehen darf: Wir 
müssen schon ein bisschen aufpassen. Wir sind der Innenausschuss, es läuft ein PUA, 
und wir dürfen in diesem Ausschuss hier keine vorweggenommene Beweiswürdigung 
vornehmen, auch nicht durch Suggestivfragen, sodass es in eine Richtung gehen 
könnte. Deswegen darf ich darum bitten, heute nur Verständnisfragen zu stellen. Der 
Minister hat schon zugesagt, dass die Dokumente den Abgeordneten im Nachgang 
der Ausschusssitzung zugeleitet werden. Wir müssen ein bisschen aufpassen, dass 
wir nicht gegen die Geschäftsordnung verstoßen. Für die Beweiswürdigung – das noch 
mal als Hinweis – ist der PUA da. 

Marcel Hafke (FDP): Das ist richtig. Da ich aber kein Mitglied des Untersuchungsaus-
schusses bin, und das hier anders vorgetragen wurde, kann man das meines Erach-
tens schon mal einordnen. 

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

Der Minister muss bewerten, wie er damit umgeht. Wenn es hier so vorgetragen wird, 
stellt sich für mich schon diese Frage. 

Ich fände es also richtig, wenn der Untersuchungsausschuss nicht nur die beiden vorge-
tragenen Berichte bekäme, sondern zeitnah auch die in diesem Gesamtzusammenhang 
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überprüften Dokumente bzw. Akten übermittelt würden, damit man da überhaupt dar-
über sprechen kann. Diese Anmerkung würde ich an dieser Stelle schon machen wollen. 

Ansonsten stellen sich für mich sehr viele Nachfragen. Das kann ich aber heute nicht 
bewerten, das muss meines Erachtens im Untersuchungsausschuss passieren. 

Minister Herbert Reul (IM): Ich will betonen, dass Sie die beiden Berichte sofort nach 
der Sitzung bekommen. Der PUA bekommt die natürlich auch. Teilweise hat er die 
Akten schon, und die anderen bekommt er. 

(Nadja Lüders [SPD]: Das wäre schön!) 

Die haben zum Beispiel auch diesen Bericht von Frau Schäffer angefordert – das ist 
ja ein wichtiger Teil –, und soweit ich weiß, ist der entweder unterwegs oder schon da. 
Sie können also ganz sicher sein, dass Sie den auch bekommen. 

Christina Kampmann (SPD): Das bezieht sich ja jetzt auf die Zeit nach dem Unter-
suchungszeitraum, auf den sich, wenn ich richtig informiert bin, der Untersuchungs-
ausschuss bezieht, sodass das ja eigentlich unschädlich sein müsste. Oder? 

(Nadja Lüders [SPD]: Ja!) 

Es stellt sich auch die Frage, warum jetzt überhaupt noch mal eine Recherche durch-
geführt wird. 

Ich habe aber trotzdem nur Verständnisfragen mit Blick auf das gerade Gesagte. Den 
Namen können Sie also nicht nennen. Über die Radikalisierung ist auch nicht mehr 
bekannt als das, was Sie gesagt haben. Um das deutlich zu machen: Ich hatte gefragt, 
ob Sie ausschließen können, dass es Kontakte zu dem Solingen-Attentäter gab. Da-
raufhin haben Sie nur das mit der Telefonnummer genannt. Wenn ich das richtig ver-
stehe, können Sie also ausschließen, dass es Kontakte zu dem Attentäter von Solin-
gen gab. 

Minister Herbert Reul (IM): Entschuldigung, das habe ich vergessen, es waren so 
viele Fragen. – Zwischen dem Gefährder, von dem wir reden, von dem Sie jetzt gehört 
haben, und dem Solingen-Attentäter gab es die Geschichte mit der Telefonnummer, 
und außerdem waren beide wie gesagt in zwei Chatgruppen, eine im Hunderter- und 
eine im Tausenderbereich, also große Dinger. 

Namen: Wenn Sie dem Justizministeriumsbericht eben gelauscht haben, werden Sie 
gehört haben, dass der Name zumindest in Kurzfassung auftauchte. 

(Christina Kampmann [SPD]: Okay! Ich versuche, alle Informationen 
zu verarbeiten!) 

– Bei den Namen fällt es mir auch extrem schwer, da überhaupt noch durchzublicken. 
Das ist ja auch klar, weil man die nicht so gewohnt ist. 

Wie hat er sich radikalisiert? Nach unserer Auffassung sowie der des Gerichts und der 
Bundesbehörden: im Netz. Im Moment spricht alles dafür, dass das ein typischer Fall 
von Radikalisierung im Netz ist. Da wir bisher keinerlei tatbezogene Kontakte im realen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 16 - APr 18/1278 

Innenausschuss 09.07.2026 
80. Sitzung (öffentlich) bas 
 
 
Bereich gefunden haben, ist das immer noch die These, mit der wir arbeiten. Es ist 
nicht nur eine These, das Gericht hat schließlich auch so geurteilt; die haben gesagt: 
So ist das. – Nach heutigem Stand ist das also so, alle sagen, dass die Radikalisierung 
im Netz stattgefunden habe. Aber man weiß nicht, was übermorgen an neuen Infor-
mationen kommt. Es spricht jedenfalls vieles dafür, weil er sich in dem großen Chat, 
in dem – salopp gesagt – der halbe Islamismus unterwegs war, gezielt erkundigt hat. 
Dafür gibt es also mindestens starke Indizien. Das ist das, was die Gerichte, genau 
wie wir, als Grundlage hatten. 

Habe ich noch irgendwas vergessen? 

(Christina Kampmann [SPD]: Ne, das war’s!) 
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1 Gesetz zur Änderung des Online-Casinospiel Gesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18505 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/20437 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, den Hauptausschuss sowie den Haushalts- und 
Finanzausschuss am 06.05.2026) 

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf in der soeben ge-
änderten Fassung bei Enthaltung der SPD-Fraktion mit den 
Stimmen aller übrigen Fraktionen zu. 
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2 Erstes Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19695 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss am 
17.06.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, eine schriftliche Anhörung durch-
zuführen. 
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3 Gesetz zur Neufassung eines Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Erkrankungen und zur Änderung weiterer Gesetze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19690 – Neudruck 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – federführend –, den Ausschuss für 
Heimat und Kommunales sowie den Innenausschuss am 17.06.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, sich pflichtig an der Anhörung 
des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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4 Viertes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nord-

rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19715 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Integrationsausschuss – 
federführend –, den Innenausschuss sowie den Rechtsausschuss 
am 17.06.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der schrift-
lichen Anhörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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5 Digitale Gewalt ganzheitlich bekämpfen – Anlaufstellen stärken, Deepfakes 

regulieren, Plattformen in die Verantwortung nehmen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/19794 

Vorlage 18/4965 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Kultur und Me-
dien – federführend –, den Ausschuss für Gleichstellung und 
Frauen, den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend, den In-
nenausschuss sowie den Rechtsausschuss am 17.06.2026) 

Der Ausschuss kommt überein, sich nachrichtlich an der An-
hörung des federführenden Ausschusses zu beteiligen. 
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6 Fünf Jahre nach der Flut – Entwicklungen im Bereich des Katastrophen-

schutzes in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5337 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich möchte auf das Ereignis zurückkommen, das vor fünf Jahren in NRW und Rhein-
land-Pfalz stattgefunden hat. Wie wir alle noch wissen, war das die größte Hoch-
wasserkatastrophe. Wir haben sofort Hilfen im Millionen-, im Milliardenbereich aus-
gelöst. 

Außerdem haben wir das wahrscheinlich größte Update des nordrhein-westfäli-
schen Katastrophenschutzes vollzogen. Wir haben damals ein 13-köpfiges Kompe-
tenzteam zusammengerufen; Menschen, die beim Thema „Katastrophenschutz“ ge-
nau wissen, wovon sie reden, weil sie nämlich alle dabei waren. Das waren unter 
anderem Führungskräfte von Hilfsorganisationen, der Bundeswehr, den Kommu-
nen, den Feuerwehren. Das war wahnsinnig wertvoll und vor allem sehr hilfreich, 
um zu verhindern, dass sich eine solche Katastrophe mit ihren furchtbaren Auswir-
kungen wiederholt. Es gab einen 30-seitigen Abschlussbericht mit 15 ausformulier-
ten Punkten, von denen viele schon umgesetzt sind. 

Zum Beispiel die Warnungen: Wir haben damals gemerkt, wie wichtig es ist, die 
Menschen rechtzeitig bezüglich dessen aufhorchen zu lassen, was da passiert. Wir 
haben ein Sirenenförderprogramm aufgelegt und Cell Broadcast scharf geschaltet. 
Wir haben heute über 6.500 Sirenen, das sind 2.200 Sirenen mehr als 2017; 2.000 
weitere sind auf dem Weg. Die Warnmeldungen kommen im Katastrophenfall via 
Cell Broadcast auf jedes Handy. 

Ein weiteres Stichwort ist die Ausstattung: Wir haben mittlerweile über 170 neue 
Katastrophenschutzfahrzeuge beschafft, von Betreuung-Lkws bis hin zu Fahrzeu-
gen für die Wasserrettung; in den kommenden Jahren werden weitere folgen. Seit 
Mitte des vergangenen Jahres gibt es übrigens – das ist eine großartige Ge-
schichte – das zentrale Landeslager. 

Ich will noch ein Beispiel nennen: die Koordination durch das Land. Im Ministerium 
wird mittlerweile eine zentrale Landesstelle für den Katastrophenschutz eingerich-
tet. Im Lagezentrum der Landesregierung sitzen heute neben Polizisten auch Feu-
erwehrleute, um im Bedarfsfall zu koordinieren. 

Wir haben also kräftig umgebaut und investiert. Seit 2021 haben wir für die Feuer-
wehren und den Katastrophenschutz rund 225 Millionen Euro in die Hand genommen. 

Vor Kurzem habe ich mich übrigens noch mal mit dem Katastrophenschutzkompe-
tenzteam getroffen, um denen zu zeigen, dass das, was sie damals geraten hatten, 
auch Wirkung gezeigt hat. 
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Der letzte Baustein ist die Novelle des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfe-
leistung und den Katastrophenschutz. Da wird natürlich ein Teil der Maßnahmen 
einfließen, die wir noch umsetzen. Sie hatten dazu ja heute die große Anhörung. 
Das wird sicherlich dazu führen, dass wir das mit konstruktiven Beratungen zu Ende 
bringen können. Wenn das geschehen ist, können wir auch den Rest der Maßnah-
men umsetzen. Insofern ist das ein wichtiger Baustein. 

Mit Blick auf die soeben erwähnten 2.000 noch in Umsetzung befindlichen Sirenen 
möchte Benedikt Falszewski (SPD) wissen, ob es diesbezüglich in einzelnen Regionen 
Versorgungslücken gebe.  

Da sich die Landesstelle für Katastrophenschutz weiterhin im Aufbau befinde und die 
Qualifizierungsmaßnahmen für den Leitungs- und Koordinierungsstab erst im Herbst 
dieses Jahres anliefen, stellten sich außerdem folgende Fragen: Wie stehe es derzeit 
um die Einsatzfähigkeit? Welche Aufgaben könnten schon jetzt vollumfänglich erfüllt 
werden und welche nicht? 

RBʼe Silke Baumgarten (IM) bestätigt, dass der Leitungs- und Koordinierungsstab 
erst nach Klärung aller rechtlichen Voraussetzungen in die Schulungen gehe; das 
stelle, voraussichtlich im Herbst, gewissermaßen den letzten Schritt dar. Mit den Kom-
munen bestehe aber große Einigkeit hinsichtlich dessen, dass man das angehen 
wolle. Man befinde sich schon jetzt im Austausch darüber, wie der Rahmen ausgestal-
tet werden solle, wobei man mit Blick auf die Voraussetzungen für das gemeinsame 
Agieren schon Klarheit geschaffen habe. 

Sollte es schon vorher zu einem einschlägigen Ereignis kommen, sei man aber natür-
lich nicht hilflos, da man sich insgesamt schon auf einem sehr guten Weg befinde. 
Allerdings müsse dann geklärt werden, ob man die aus den Kommunen für den Lei-
tungs- und Koordinierungsstab vorgesehenen Personen für eine solche Ad-hoc-Lage 
schon hinzuziehen dürfe. 

LMR Christoph Held (IM) erläutert, dass die Zahl der sich noch in Umsetzung bzw. 
im Verfahren befindlichen Sirenen deshalb relativ hoch ausfalle, weil die derzeitigen 
Anforderungen den Markt überforderten, es also ein diesbezügliches Ungleichgewicht 
gebe. Der Prozess sei als Förderverfahren ausgestaltet, bleibe kommunale Aufgabe, 
da letztlich die Kommunen darüber zu entscheiden hätten, wie sie ihre Bevölkerungen 
warnen wollten. Bei den Sirenen handle es sich zwar um ein entscheidendes, aber 
nicht um das einzige Mittel, weshalb sie auch nicht unbedingt flächendeckend ausge-
rollt werden müssten. Man setze auf einen sogenannten Warnmix. Im Endeffekt gehe 
es nur darum, dass die Kommunen über die Fähigkeit verfügten, ihre Bevölkerungen 
mittels geeigneter Mittel zu warnen. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) ist zuversichtlich, dass sich die aus den Vorschlägen des 
Kompetenzteams entwickelten Maßnahmen für den Katastrophenschutz bewähren 
würden. Allerdings sei es seit der Vorlage des Abschlussberichts zur viel zitierten „Zeiten-
wende“ gekommen, ausgelöst durch den groß angelegten Angriff Russlands auf die 
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Ukraine. Dadurch erwüchsen auch für Nordrhein-Westfalen neue Aufgaben im Bereich 
des Zivilschutzes. Würden die Vorschläge des Kompetenzteams also weiterentwickelt, 
um diesen gerecht werden zu können? 

An den in der Sachverständigenanhörung vorgebrachten Verbesserungsvorschlag er-
innernd, in einem großen Flächenland wie NRW mehrere dezentrale Katastrophen-
schutzdepots einzurichten, fragt Benedikt Falszewski (SPD) den Minister anschlie-
ßend, wie er dazu stehe. 

Minister Herbert Reul (IM) gibt an, dass man sich für ein zentrales Katastrophen-
schutzdepot entschieden und sich darauf konzentriert habe, dieses mit Blick auf Ge-
bäude und Personal gut auszustatten. Das sei übrigens auch mittels privatem Enga-
gement erfolgt, was insofern vernünftig sei, als dass sich die Belastung dann in Gren-
zen halte. Dieses Lager solle vor allem dann zum Tragen kommen, wenn die lokalen 
bzw. regionalen Mittel, etwa im Falle eines Großschadensereignisses, nicht mehr aus-
reichten und Nachschub geliefert werden müsse. In diesem Zusammenhang sei die 
Entfernung wohl nicht so relevant. Dezentrale Katastrophenschutzdepots stellten si-
cherlich eine praktikable Variante dar, und er würde sich dem auch nicht prinzipiell 
entgegenstellen, allerdings komme dann die Frage nach der Finanzierbarkeit auf. 

Im Rahmen des sogenannten Paktes für den Bevölkerungsschutz investiere der Bund 
bis 2029 rund 10 Milliarden Euro; das Geld komme unter anderem dem Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe sowie dem Technischen Hilfswerk zugute. 
Gestärkt werden sollten Bereiche wie die Behördenstrukturen, das Warnsystem, die 
Kommunikationswege, die Ausrüstung, der Fuhrpark sowie die sogenannte Nationale 
Reserve Blackout. Insgesamt gehe es um eine Steigerung der Resilienz bzw. darum, 
die Bevölkerung in Sachen Selbsthilfe und Selbstschutz zu befähigen. 

Die Länder setzten sich schon relativ lange dafür ein, neben der Bundeswehr auch 
den Bevölkerungsschutz mit ausreichenden finanziellen Mitteln zu hinterlegen, ent-
sprechende Verabredungen seien allerdings nie eingehalten worden. Die jetzige Bun-
desregierung habe dankenswerterweise die bereits erwähnten 10 Milliarden Euro zur 
Verfügung gestellt, allerdings gingen alle Beteiligten davon aus, dass das nicht reichen 
werde, und der Bund nachlegen müsse, was in Zeiten schwieriger Haushaltslagen na-
türlich nicht einfach sei. 
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7 Wie lange verschleppt die Landesregierung noch die landesweite Einfüh-

rung des Tasers? – Wiederholte Nachfrage (Bericht beantragt von der FDP-
Fraktion [siehe Anlage 1]) 

In Verbindung mit: 

 Flächendeckende Einführung des DEIG – Wann ist damit endlich zu rechnen? 
(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5322 

Marcel Hafke (FDP) zeigt sich verärgert darüber, dass das Ministerium die Fragen 
seiner Fraktion zur flächendeckenden Einführung des Distanzelektroimpulsgeräts, die 
teilweise auch aktuelle Sachverhalte beträfen, in vollkommen unzureichender Art und 
Weise beantwortet habe. Das sei eines Parlamentes unwürdig und unterlaufe den Auf-
trag der Opposition, die Koalition zu kontrollieren. Dass es einer solchen Kontrolle be-
dürfe, zeige die Tatsache, dass es in dieser Sache keinerlei Fortschritte gebe. Nie-
mand wolle wegen Berichtsbeantragungen vor den Verfassungsgerichtshof ziehen, 
weshalb sich die Koalition auf das parlamentarische Miteinander besinnen möge, was 
schon deshalb geboten sei, weil die Regierungsverantwortung irgendwann auch wie-
der wechseln werde. 

Da derartige Probleme im Innenausschuss thematisiert werden müssten, sehe er sich 
gezwungen, nun die Fragen aus der Berichtsbeantragung zu verlesen: 

1. Wie sei der Sachstand zur landesweiten Einführung des Tasers? 

2. Welchen Stand habe die Markterkundung zur Vorbereitung einer Beschaffung 
eines konkreten Tasertyps? 

3. Welchen Stand habe die Überarbeitung der Dienstanweisung zum Einsatz des 
Tasers? 

4. Welche Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Taser habe es seit der letzten 
Sitzung des Innenausschusses gegeben? 

5. Plane die Landesregierung die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die landes-
weite Einführung des Tasers, damit im Falle einer positiven politischen Beschluss-
fassung eine Beschaffung in 2027 erfolgen könne? 

Minister Herbert Reul (IM) hält seinem Vorredner entgegen, dass man das durchaus 
auch anders sehen könne: Wer immer dieselben Fragen stelle, erhalte auch immer 
dieselben Antworten. Da helfe es auch nichts, jedes Mal zu meckern. Da er aber nach-
vollziehen könne, dass ein so kurzer Bericht frustriere, werde er nun auf die Berichts-
beantragung eingehen: 

Am Sachstand – und daraus ließen sich die Antworten auf sämtliche Fragen ableiten – 
habe sich nichts geändert. Man befinde sich in der Abwägung, in der Ausarbeitung. 
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Da hinsichtlich der Beschaffung eine Entscheidung noch ausstehe, finde natürlich 
auch keine Markterkundung statt, da das schließlich widersinnig wäre. Aus demselben 
Grund liege auch noch keine Dienstanweisung vor. Eine solche könne erst ausgege-
ben werden, wenn die Debatte darüber beendet sei, welche Konsequenzen man aus 
den Gutachten ziehe. Unter anderem gehe es um die Frage, ob gegebenenfalls Ge-
setze geändert werden müssten. Seit der vorigen Ausschusssitzung habe es zwar 
viele Überlegungen und Gespräche, aber keine konkreten Ergebnisse gegeben, die 
man hier vorstellen könnte. Aus all dem folge natürlich, dass momentan keine Planun-
gen für entsprechende Haushaltsmittel vorgenommen würden. 

Seinen Ausführungen voranstellend, als ehemaliger Polizist nach wie vor Kontakt zu 
ehemaligen Kollegen zu haben, fährt Thomas Röckemann (AfD) mit dem Hinweis 
darauf fort, dass ihm aus verschiedenen Dienststellen die Frage angetragen werde, 
warum es noch immer keine Ausstattung mit DEIGs gebe. Auch aufseiten der Bevöl-
kerung gebe es wohl die Erwartung, dass die Polizei mit einem solchen Schutzinstru-
ment ausgerüstet werde. 

Wann also sei der regierungsinterne Prozess in dieser Sache voraussichtlich abge-
schlossen? Habe man sich möglicherweise eine Deadline für die Entscheidung ge-
setzt? 

Minister Herbert Reul (IM) gibt an, es abzulehnen, sich mit Deadlines unnötig unter 
Druck zu setzen. Nichtsdestotrotz strebe man eine möglichst schnelle Entscheidung 
an, da es innerhalb der Polizei in der Tat Debatten darüber gebe, warum zwar einige, 
aber nicht alle Behörden mit DEIGs ausgestattet seien. 

Marcel Hafke (FDP) vermutet, dass der Minister das Thema als unangenehm emp-
finde, da die CDU wohl tatkräftiger agieren wolle, aber von den Grünen ausgebremst 
werde. 

Was die Fragen angehe, betrachte er die Antworten auch deshalb als unzureichend, 
weil die Landesregierung den Landtag über den Debattenstand zu unterrichten habe. 

Angesichts der Aussage des Ministers, dass momentan keine Planungen für entspre-
chende Haushaltsmittel vorgenommen würden, gehe er davon aus, dass die flächen-
deckende Einführung des DEIG in dieser Legislaturperiode nicht mehr erfolgen werde. 

Wegen der kargen Auskünfte seitens der Regierung bzw. der regierungstragenden 
Fraktionen in dieser Sache beantrage er die Durchführung einer Anhörung zu dem 
Bericht. Sollte das nicht möglich sein, werde man andere parlamentarische Wege fin-
den, das Thema umfangreicher zu beraten. 

Vorsitzende Angela Erwin legt dar, dass prinzipiell schon eine Anhörung zu einem 
Bericht durchgeführt werden könne, man sich über die Modalitäten in diesem speziel-
len Fall aber noch werde verständigen müssen. 
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8 Kommunale Feuerwehren und die Zeitenwende – Finanzierung in Zeiten der 

Überforderung der Kommunalhaushalte (Bericht beantragt von der FDP-Frak-
tion [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5334 

Marcel Hafke (FDP) begrüßt die Steigerung der Investitionspauschale auf mittlerweile 
über 62 Millionen Euro, fragt sich aber, ob das mit Blick auf die erheblichen Kosten-
steigerungen der vergangenen Jahre, etwa bei Feuerwehrfahrzeugen, ausreiche. 

Seiner Kenntnis nach seien im Zusammenhang mit der Feuerschutzsteuer mittlerweile 
Ausgabereste im dreistelligen Millionenbereich, über 250 Millionen Euro, aufgelaufen. 
Beabsichtige man dementsprechend, den Kommunen in diesem Bereich mehr Mittel 
zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) gibt an, die letzte Frage ihres Vorredner sehr gut nachvoll-
ziehen zu können, da es schließlich die Kommunen seien, die sich vieler der in Rede 
stehenden Aufgaben annehmen müssten. Aber auch wenn es mittlerweile eine verän-
derte Lage gebe, obliege der Zivilschutz weiterhin dem Bund, da Deutschland eines 
der wenigen Länder dieser Welt sei, in dem eine Trennung zwischen Zivil- und Kata-
strophenschutz existiere. Deshalb müsse der Zivilschutz auch vom Bund finanziert 
werden, etwa über das Sondervermögen, nicht aber vom Land über die Feuerschutz-
steuer. 

RB’e Silke Baumgarten (IM) räumt ein, dass die Summe der Ausgabereste zunächst 
einmal sehr hoch erscheine, allerdings sei sie bis 2030 komplett für Landesbeschaf-
fungen verplant. So fielen allein für die Feuerlösch- und Hilfeleistungsboote über 
80 Millionen Euro an. Die Kostensteigerungen bzw. Preiserhöhungen habe man übri-
gens schon eingepreist. 
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9 Entwicklung der hybriden Bedrohungslage im ersten Halbjahr 2026 (Bericht 

beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 

In Verbindung mit: 

 Innenministerkonferenz in Hamburg – Kampf gegen hybride Bedrohungen 
(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Innenministerkonferenz in Hamburg – Zivilschutz (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5328 

Auf die im vorliegenden Bericht erwähnten 27 staatsschutzrelevanten Drohnensich-
tungen mit Bezug zu Kritischer Infrastruktur im ersten Halbjahr 2026 Bezug nehmend, 
bittet Marcel Hafke (FDP) darum, mit Blick auf die bisherigen Ermittlungsansätze 
bzw. -ergebnisse etwas konkreter zu werden. 

Benedikt Falszewski (SPD) fragt danach, wie das Ministerium die auch im Bericht 
erwähnten Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Urheberschaft von Drohnenüberflü-
gen überwinden wolle. Was brauche es dafür erstens an technischer Ausstattung und 
zweitens an rechtlichen Voraussetzungen sowohl auf Landes- als auch auf Bundes-
ebene? 

Thomas Röckemann (AfD) fragt, ob es einen gerichtsfesten Fall eines russischen 
Drohnenangriffs auf Nordrhein-Westfalen gebe. 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert seinem Vorredner, dass man sich noch nicht im 
Stadium der Drohnenangriffe, aber sehr wohl in dem der Drohnenüberflüge befinde. 
Woher sie kämen bzw. von wem sie gesteuert würden, könne man in den meisten 
Fällen nicht sicher sagen, allerdings gebe es diesbezüglich natürlich Indizien. Unter 
Fachleuten bestehe jedenfalls kein Zweifel daran, dass in vielen Fällen Russland der 
Urheber sei; daneben gebe es natürlich immer auch diejenigen, die versuchten, die 
Wahrheit zu verdrehen. Wahrscheinlich gehe es den Urhebern derzeit vor allem da-
rum, die Gesellschaft zu verunsichern und Druck auf die Politik auszuüben, da derar-
tige Überflüge natürlich immer implizierten, dass man auch angreifen könne, wenn 
man es denn wolle. Auch um zu verhindern, dass es zu letzterem komme, nehme man 
die derzeitige Lage sehr ernst. 

Die meisten Drohnen, die über Deutschland gesichtet würden, legten keine langen 
Strecken zurück, sondern würden vielmehr von Personen gesteuert, die sich in unmit-
telbarer Nähe des Überfluggebiets aufhielten. Bei ihnen handele es sich häufig um 
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sogenannte Low-Level-Agenten, die für wenig Geld engagiert worden seien. Manchmal 
werde man ihrer auch habhaft, was aber nur selten zu nützlichen Erkenntnissen führe. 

Um abwehrfähig zu sein, brauche es ein entsprechendes Instrumentarium. In dieser 
Hinsicht sei Nordrhein-Westfalen mittlerweile wahrscheinlich deutschlandweit führend. 
Allerdings beziehe sich das naturgemäß nur auf die den Sicherheitsbehörden bekann-
ten Technologien, und dieser Bereich zeichne sich durch große Innovationskraft aus. 

Es gebe noch viele weitere offene Fragen, wobei eine der zentralen die Zuständigkeit 
betreffe, etwa was die Ermittlungen zur Urheberschaft angehe. Da es wenig zielfüh-
rend erscheine, dass jedes Bundesland bei derartigen Fällen eigenständig operiere, 
brauche es wohl eine gemeinsame deutschlandweite Aufklärung, mittels derer eruiert 
werden könne, wo und wann was für Drohnen einflögen. 

Um der über den Aspekt der Drohnen hinausgehenden Gefahr der hybriden Bedro-
hungen begegnen zu können, sei in Berlin eine entsprechende Einrichtung geschaffen 
worden. Auch Nordrhein-Westfalen habe dorthin Vertreter entsandt, allerdings sei man 
unzufrieden damit, wie wenig da derzeit noch passiere. Gut funktioniere vor allem die 
Beratung über einschlägige Sachverhalte. 

Seinen Ausführungen voranstellend, dass den Sicherheitsbehörden derzeit kein direkter 
Nachweis für ein Drohne russischen Ursprungs vorliege, legt LKD Markus Gemünd 
(IM) anschließend dar, welche Gesetze im Zusammenhang mit Drohnenüberflügen 
bzw. ähnlichen Delikten im Wesentlichen zur Anwendung kämen: 

• § 87 StGB – Agententätigkeit zu Sabotagezwecken 

• § 88 StGB – Verfassungsfeindliche Sabotage 

• § 109f StGB – Sicherheitsgefährdender Nachrichtendienst 

• § 109g StGB – Sicherheitsgefährdendes Abbilden 

• § 303b StGB – Computersabotage 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) erinnert daran, dass hybride Bedrohungen in Nordrhein-
Westfalen in besonderer Weise zum Tragen kämen, da es zum einen das bevölke-
rungsreichste Bundesland und zum anderen ein bedeutender Industriestandort und 
Verkehrsknotenpunkt sei, was naturgemäß eine hohe KRITIS-Dichte mit sich bringe. 
Ganz unabhängig davon, ob die Angriffe auf KRITIS von Russland oder China initiiert 
würden, stehe man vor einer großen Herausforderung, die man als einzelnes Bundes-
land nicht bewältigen könne. Gebe es Arbeitsgruppen oder Ähnliches, mittels derer 
man versuche, gemeinsam voranzukommen? Agiere man in dieser Sache ressort-
übergreifend? Versuche man, insbesondere mit Blick auf die Drohnenabwehr, die KRI-
TIS-Betreiber zu involvieren? Von diesen gäben immerhin einige an, Unterstützung 
leisten zu können, wenn es nicht an rechtlichen Grundlagen fehlen würde. 

Marcel Hafke (FDP) bittet um nähere Informationen zu denjenigen Drohnenüberflü-
gen, bei denen man eine Agententätigkeit habe feststellen können, insbesondere die 
auftraggebenden Länder betreffend. 
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Es stehe wohl fest, dass die Polizei allein den Schutz von KRITIS insgesamt nicht 
gewährleisten könne, weshalb man die Betreiber mittels entsprechender Rechtsgrund-
lagen in die Lage versetzen müsse, ebenfalls Schutzmaßnahmen ergreifen zu dürfen. 
Das KRITIS-Dachgesetz liege mittlerweile vor. Gebe es Gesetzesinitiativen die dar-
über hinausreichten? 

Inwieweit sei der seit der Verfassungsschutzgesetznovelle vorgesehene vereinfachte 
Austausch zwischen KRITIS-Betreibern und Verfassungsschutz in Anspruch genom-
men worden? Habe es in diesem Zusammenhang Hinweise auf bzw. Warnungen vor 
Bedrohungslagen gegeben? 

Minister Herbert Reul (IM) legt dar, dass das Problem nicht nur durch die schiere 
Größe von KRITIS, sondern auch durch die diesbezügliche Transparenz verschärft 
werde, die dazu führe, dass entscheidende Informationen offenlägen. 

Eine vollständige Sicherung von KRITIS ließe sich nicht realisieren, weshalb es wie 
gesagt vor allem darum gehen müsse, Aufklärung zu betreiben, um Ein- bzw. Über-
flüge rechtzeitig zu detektieren. Die Aufklärung müsse aber auch Organisationen bzw. 
Personen umfassen, die in entsprechende Planungen einträten. In den seltenen Fäl-
len, in denen es gelinge, so etwas aufzudecken, bemühe man sich mit aller dafür er-
forderlichen Geduld darum, der Täter habhaft zu werden. Allerdings sei das wie bereits 
erwähnt im Fall von sogenannten Low-Level-Agenten, die für wenig Geld fotografierten 
oder sabotierten, normalerweise nicht sehr ergiebig. Es gestalte sich aber natürlich 
schwierig, an die eigentlich Verantwortlichen heranzukommen. 

In der Tat müssten auch die Betreiber von KRITIS in die Schutzmaßnahmen einbezo-
gen werden. Schließlich sei es auch heute schon so, dass beispielsweise Besitzer von 
teuren Baumaschinen diese mit Videokameras und Zäunen sicherten. Ein wichtiger 
Aspekt sei in diesem Zusammenhang auch die Sensibilisierung von Unternehmen, die 
sowohl vom IM bzw. vom Verfassungsschutz als auch vom MWIKE betrieben werde. 
Allerdings fehle es an gesetzlichen Grundlagen, die die KRITIS-Betreiber ermächtig-
ten, sich gegen Angriffe dieser Art – salopp formuliert – selber zu wehren. Schon hin-
sichtlich der Videoüberwachung müsse geklärt werden, unter welchen Bedingungen, 
in welcher Form, in welchem Ausmaß diese durchgeführt werden dürfe. Diese gesetz-
lichen Grundlagen könnten allerdings nur auf Bundesebene geschaffen werden. In ei-
nem gewissen Ausmaß versuchten sich KRITIS-Betreiber natürlich auch heute schon 
an Schutzmaßnahmen, das gelte etwa für die Deutsche Bahn und ihr Streckennetz. 

Fairerweise müsse konstatiert werden, dass die Problematik nicht etwa schon seit Jah-
ren, sondern vielmehr erst seit relativ kurzer Zeit bestehe. In jedem Fall habe man die 
Stufe, diese Problematik ernst zu nehmen, bereits erreicht. Mittlerweile würden etwa 
seitens des Bundesministeriums des Innern Grundlagen geschaffen, beispielsweise 
mittels Studien. Insofern sei er zuversichtlich, in dieser Sache voranzukommen. Seiner 
Ansicht nach könne das aber wie gesagt nicht auf Länder-, sondern nur auf Bundes-
ebene erfolgen, da es einen Gesamtansatz brauche. Leider werde das vielerorts auch 
anders gesehen, und von einzelnen Akteuren würden in etwas aktivistischer Manier, 
als eine Art Tätigkeitsnachweis Drohnenabwehrsysteme beschafft. 
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10 Sachstand zu Diskriminierungsvorwürfen im Polizeibereich und bestehende 

Rechtsschutzmöglichkeiten (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe 
Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5321 

Marcel Hafke (FDP): Ich finde die Erkenntnislage und die Schlussfolgerungen, die die 
Regierung daraus gezogen hat, sehr bemerkenswert. Wir werden das LADG in der 
kommenden Woche im Plenum beraten und voraussichtlich auch beschließen. Beim 
Änderungsantrag, den CDU und Grüne eingebracht haben, habe ich den Eindruck, 
dass die CDU gegen die Grünen alles Mögliche versucht hat, um das Schärfste abzu-
wenden. Wir müssen festhalten, dass das bei der Polizei … 

(Zuruf von Dr. Christos Katzidis [CDU]) 

– Das war ein Lob an die CDU. Ihr hättet aber noch ein bisschen stärker auftreten 
müssen, weil die Polizei natürlich nicht in Gänze außen vor ist und das LADG für einen 
Großteil der polizeilichen Aktivitäten gelten wird, womit gegenüber der Belegschaft ein 
extrem großes Misstrauen gesät wird. 

In dieser Legislaturperiode wurden 164 Vorgänge gemeldet, bei denen es um Diskri-
minierungsvorwürfe bei der Polizei ging. Nur zwei davon haben tatsächlich zu Verfah-
ren geführt, die im Rahmen des Beschwerdemanagements der Polizei behandelt wur-
den. Das waren auch nur verhältnismäßig kleine Sachen, die dann geklärt werden 
konnten. Dann ein Gesetz zu machen, das die gesamte Polizei in den Blick nimmt und 
unter Generalverdacht stellt, finde ich schon bemerkenswert. Ich kann es nicht verste-
hen, dass man ein Gesetz auf den Weg bringt, für das es faktisch keine Grundlage 
gibt. Wenn Frau Dr. Höller bzw. die Grünen im Vorfeld herausgefunden hätten, dass 
es massig Diskriminierungsvorwürfe bei der Polizei gäbe und die Mechanismen nicht 
greifen würden, wäre das etwas komplett anderes. Jetzt haben wir aber ein Gesetz, 
das diesen … 

(Lachen von Dr. Christos Katzidis [CDU] und Dr. Julia Höller 
[GRÜNE]) 

– Für die Koalition scheint das ein sehr witziges Thema zu sein. Wir können der Polizei 
gerne mal mitteilen, dass bei solchen Themen … 

(Zuruf von Julia Eisentraut [GRÜNE]) 

– Leute, ich finde das schon krass. – Wenn ich mich derzeit mit Polizisten über das 
Thema unterhalte, stelle ich fest, 

(Zuruf – Lachen) 

dass sie das als Misstrauensvotum empfinden, das ihnen gegenüber ausgesprochen 
wurde. Das ist nicht abgeräumt. Es ist für einen Großteil der polizeilichen Aktivitäten 
immer noch von Relevanz. Die regierungstragenden Fraktionen haben noch bis 
nächste Woche Zeit, das zu klären. 
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Die Dokumentation dessen, was in dieser Legislaturperiode passiert ist, zeigt, dass 
dieses Gesetz vollkommen unnötig ist und eher Sorgen schürt. 

(İlayda Bostancıeri [GRÜNE]: Das ist Quatsch!) 

– Nein, das ist kein Quatsch. 

(İlayda Bostancıeri [GRÜNE]: Doch, das ist Quatsch!) 

– Nein, das ist kein Quatsch. Es gab eine kleinere Petition und größere Proteste dazu. 
Es ist schon bemerkenswert, so etwas als „Quatsch“ abzutun. Ich würde das ernst 
nehmen. Das Gesetz ist Quatsch. Es gibt keine Grundlage dafür, es einzuführen, weil 
die Beschwerdemöglichkeiten bei der Polizei funktionieren. Das ist ein bestehendes 
System, das funktioniert. Für die Polizei braucht man es also nicht. 

Diesen Appell möchte ich Ihnen mit auf den Weg geben. Ich finde es bemerkenswert, 
dass man sich nicht aufraffen konnte, zumindest die Polizei herauszunehmen. Das 
wäre meines Erachtens richtig gewesen. Vielleicht kann man das als Denkanstoß für 
die nächste Woche mitnehmen. 

Gregor Golland (CDU): Völlig unabhängig vom LADG – darauf wollte ich gar nicht 
eingehen – ist es extrem positiv, dass wir über einen Zeitraum von vier Jahren hinweg 
faktisch keinen Diskriminierungsfall hatten. Es ist von zwei Fällen die Rede, und da hat 
es keine Disziplinarmaßnahmen gegeben. Das hat also null rechtliche Relevanz. Es 
gibt ganz offensichtlich keine Diskriminierung. Das besagt der Bericht. Das freut mich 
sehr, und das zeigt, dass das Vertrauen, das wir in unsere Polizei setzen, absolut ge-
rechtfertigt ist. Das zeigt außerdem, dass die Meldewege und das Beschwerdema-
nagement funktionieren. Ich finde wie gesagt, dass das ein großartiger Vertrauensbe-
weis und außerdem ein Beweis dafür ist, dass es keine Diskriminierung gibt. Die Poli-
zei kann sich also auch in Zukunft unserer Rückendeckung gewiss sein. 

Thomas Röckemann (AfD): Herr Hafke, ich teile Ihre Meinung, dass man dieses Ge-
setz nicht braucht. Wir haben gelesen, gehört, dass es faktisch keine Diskriminierungs-
fälle bei der Polizei NRW gegeben habe. Wir haben jetzt also diese Auskunft aus dem 
Bericht, aber mir fehlt eine Stellungnahme des Ministers. Er sollte eine Stellungnahme 
abgeben, einen Artikel schreiben, in denen es heißt: Meine Polizisten in NRW haben 
nicht diskriminiert, und alles, was im Vorfeld gelaufen ist, stimmt nicht. – Das fehlt mir 
ein bisschen. Herr Minister. Sind Sie überhaupt bereit, das zu sagen? Werden Sie das 
nachholen, um ein deutliches Zeichen zu setzen? 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Ich möchte auf einen Punkt eingehen, den ich gestern 
schon in der gemeinsamen Sitzung gebracht habe. Ich glaube, du warst nicht dabei, 
Marcel. Wir haben da jedenfalls sehr ausführlich über das LADG gesprochen. Ich 
finde, dass das ein guter Austausch war und dass da noch mal deutlich geworden ist, 
welche Ziele wir mit diesem Gesetz verfolgen. Das werde ich hier nicht wiederholen, 
das hatten wir schon in der Sitzung gestern. Einen Punkt möchte ich aber doch wie-
derholen: Immer, wenn es um das LADG geht, reden die Leute davon, dass es nur für 
die Polizei sei. Was soll denn das? Es ist eben nicht nur für die Polizei, es ist für alle 
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Landesbeschäftigten. Bei den FDP-Vertretern gab es gestern genau die gleichen Sor-
gen: Um Gottes willen! Was bedeutet das für die Polizei? – Diese Sorgen teile ich 
nicht. 

(Zuruf von Benedikt Falszewski [SPD]) 

Deswegen finde ich es wichtig, hier nochmals zu betonen, dass es nicht nur die Polizei, 
sondern alle Landesbeschäftigten betrifft. 

(Zuruf von Thomas Röckemann [AfD]) 

Ich würde gerne auch noch auf den Bericht eingehen. Es ist klar, dass es euch eigent-
lich um das LADG ging, was hier aber offensichtlich nicht beantragt werden konnte. 
Die Zahlen sind erst mal eine gute Nachricht, und ich freue mich sehr darüber. Dem 
muss man allerdings gegenüberstellen, dass es eine Diskrepanz zwischen den Selbst-
auskünften von Behörden und Organisationen sowie Studien bzw. Betroffenenbefra-
gungen gibt. Wenn wir darüber sprechen, wie sehr wir dem Staat vertrauen, muss auch 
über diese Diskrepanz gesprochen werden. Darüber muss aufgeklärt werden, das 
muss moderiert werden. Ich glaube, dass das ein ganz wichtiger Punkt ist. Mit den 
verschiedenen Maßnahmen, die wir aufgesetzt haben, haben wir als Staat uns das zur 
Aufgabe gemacht. Wenn am Ende diese Zahlen herauskommen, ist das eine wahn-
sinnig gute Sache. Das ist fantastisch, über diese gute Nachricht freuen wir uns alle. 
Ich glaube aber, dass es keinesfalls richtig wäre, zu sagen: Das braucht es alles nicht. 

Marcel Hafke (FDP): Auf die Wortmeldung will ich kurz eingehen, weil Sie damit ge-
rade ein paar logische Stolpersteine in meine Welt gelegt haben. Ich höre in dieser 
Runde immer wieder, dass eine Diskrepanz vorliege zwischen dem, was das Ministe-
rium ausgebe und was mittels Studien herausgefunden worden sei. Dazu würde ich 
den Minister gerne fragen: Sind Ihnen diese Studien bekannt? Hat das Ministerium die 
nicht berücksichtigt? Hat das Ministerium irgendetwas Falsches behauptet? Was hat 
es mit diesen Studien auf sich, die Frau Dr. Höller angesprochen hat? Sie hat es nicht 
ausgesprochen, aber zum Ausdruck bringen wollen, dass bei der Polizei viel mehr 
diskriminiert werde, das aber nicht auftauche. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Das habe ich nicht gesagt!) 

– Das ist meine Interpretation. 

(Zuruf von Dr. Julia Höller [GRÜNE]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Kollege Hafke hat jetzt das Wort, danach kann Frau 
Kollegin Dr. Höller gerne darauf reagieren. Darum bitte ich auch wegen des Sitzungs-
dokumentarischen Dienstes. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Dann soll er mich nicht falsch zitieren! Das 
darf er nicht!) 

Marcel Hafke (FDP): Ich zitiere nicht. Ich sagte ja, dass das meine Auslegung sei. 

(Dr. Julia Höller [GRÜNE]: Ja!) 
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Ich habe es so verstanden. Sie können das klarstellen, nochmals dazu ausführen, das 
kann aber auch gerne der Minister tun. 

Es gibt eine weitere Sache, die ich bei Ihren Aussagen nicht verstanden habe. Sie 
sagten mit Blick darauf, dass das LADG ein Misstrauensvotum gegenüber der Polizei 
sei – Zitat –: „Diese Sorgen teile ich nicht.“ Warum haben Sie einen Änderungsantrag 
eingebracht und einen Teil der polizeilichen Aktivitäten ausgenommen, wenn Sie diese 
Sorgen nicht teilen? 

(Benedikt Falszewski [SPD]: Gute Frage!) 
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11 Anbahnung sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen über 

Onlinemarktplätze, -plattformen, Chatgruppen und soziale Netzwerke? (Be-
richt beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5325 

Marcel Hafke (FDP) führt aus, dass im Zusammenhang mit der Anbahnung sexuellen 
Missbrauchs immer wieder bestimmte Portale genannt würden, darunter Vinted, Etsy 
und Kleinanzeigen. Da vorliegender Bericht wenig Konkretes dazu enthalte, stelle er 
hier noch einige Fragen dazu: Treffe die Medienberichterstattung in dieser Sache zu? 
Wie gehe die Polizei damit um? Sollte es tatsächlich Portale geben, die zur Anbahnung 
sexuellen Missbrauchs, sogar zum Anbieten von Kindern für sexuellen Missbrauch ge-
nutzt würden: Liefen auf Ebene der Innenminister Gespräche, um diese Portale dahin 
gehend zu regulieren, dass so etwas nicht geschehen könne? Fänden entsprechende 
Gespräche mit den Betreibern statt? 

In den USA gebe es in dieser Hinsicht wirksame Regulierungsmechanismen, wohin-
gegen es in Deutschland aufgrund einer anderen Gesetzeslage wohl etwas schwieri-
ger sei, dagegen vorzugehen. 

LKD Thilo Scherschlicht (IM) legt dar, dass man der Berichterstattung bezüglich Vin-
ted nachgegangen sei und dass sich diese nicht bestätigt habe. 

Mittels des Forschungsprojekts „Cybergrooming – Erforschung von Risikofaktoren, Er-
mittlungspraxis und Schutzmaßnahmen“ werde dieser Themenkomplex wie bereits im 
Bericht erwähnt sehr intensiv untersucht. Ein Ergebnis sei, dass zur Anbahnung ein-
schlägiger Straftaten am häufigsten Messengerdienste und Social-Media-Plattformen 
genutzt würden. Prinzipiell müsse aber festgehalten werden, dass sich Täter überall 
da befänden, wo sich Kinder aufhielten. Deshalb strebe man aufseiten der Polizei da-
nach, ebenfalls zugegen zu sein, um den auf diese Anbahnungen möglicherweise fol-
genden Missbrauch zu unterbinden. 

Zu Absprachen, etwa auf europäischer Ebene, könne er nicht viel sagen, wohl aber 
wisse er, zu berichten, dass die Zusammenarbeit mit den Anbietern im Zuge entspre-
chender Ermittlungsverfahren in der Regel gut funktioniere, da diese häufig über de-
signierte Ansprechstellen verfügten und somit relativ schnell Informationen zur Verfü-
gung stellen könnten. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) bittet darum, den im Bericht verwendeten Begriff „Schein-
kindoperationen“ näher zu erläutern, da das wohl ganz gut verdeutliche, wie die Polizei 
arbeite, und somit von allgemeinem Interesse sei. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) hebt hervor, dass man sich mit diesem Thema stärker 
beschäftigen sollte, und zwar nicht nur bezogen auf die virtuelle, sondern auch auf die 
reale Welt. Aus dem Bericht gehe zum einen hervor, welche Maßnahmen bereits 
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ergriffen würden, und zum anderen, dass es sich insgesamt um eine große Heraus-
forderung handle. 

Es brauche ein zwischen Bundes- und Länderebene abgestimmtes Vorgehen, an dem 
es aber derzeit teilweise noch hapere. Daher sollte man für die Zukunft gemeinsam 
überlegen, wie man den Druck erhöhen könne, damit die Dinge sich änderten. Geset-
zesinitiativen zur Verhinderung des sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendli-
chen sowohl in der virtuellen als auch in der realen Welt müssten aber von der Bun-
desebene ausgehen. 

Da Marcel Hafke (FDP) und seine Fraktion das Thema aufgeworfen hätten, wolle er 
an die FDP-Justizminister der Ampelkoalition erinnern, von denen mindestens einer 
die Sicherheitsbehörden, etwa mit Blick auf Organisierte Kriminalität oder verdeckte 
Ermittler, massiv habe beschneiden wollen. Diese Diskrepanz, also einerseits auf Lan-
desebene eine Nulltoleranzpolitik einzufordern, aber andererseits auf Bundesebene 
nicht entsprechend gehandelt zu haben, sei frappierend. 

Man habe sich auch um den Aspekt „Hell-/Dunkelfeld“ zu kümmern, da immer noch zu 
viele einschlägige Delikte im Verborgenen blieben und den Sicherheitsbehörden gar 
nicht erst zur Kenntnis gelangten. 

Mit Blick auf die Betroffenen selbst müsse bereits im Kindes- und Jugendalter eine 
Ansprache erfolgen, etwa im Kontext Schule, um ihre Resilienz, insbesondere die vir-
tuelle Welt betreffend, zu steigern. 

LKD Thilo Scherschlicht (IM) führt zu Scheinkindoperationen wie folgt aus: Ermittle-
rinnen und Ermittler träten unter Verwendung entsprechender Profile auf verschiedenen 
Onlineplattformen als vorgeblich unter 14-Jährige auf, um Cybergrooming als Straftat 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung von Kindern zu verfolgen. Dieser Ermittlungs-
methode könne man sich seit einer Rechtsänderung im Jahr 2021 bedienen, laut derer 
es sich auch dann um eine Straftat handeln könne, wenn der Täter nur davon ausgehe, mit 
einem Kind zu chatten, es sich aber tatsächlich um eine erwachsene Person handle. 

Das Landeskriminalamt führe derartige Einsätze fortlaufend und anlassunabhängig 
durch, es liefen aber auch immer wieder große, konzertierte Aktionen, im Zuge derer 
mehrere Ermittlerinnen und Ermittler über Tage hinweg in dieser Form auf Plattformen, 
in Foren unterwegs seien. Von diesen konzertierten Aktionen habe man für das Jahr 
2026 zwölf geplant, wobei sechs davon schon durchgeführt worden seien. Allein auf-
grund dieser Einsätze habe man in diesem Jahr schon 115 Ermittlungsverfahren ge-
gen Tatverdächtige aufnehmen können, und seit der eben erwähnten Rechtsänderung 
seien über 750 Strafverfahren eingeleitet worden. 

NRW sei das erste Bundesland gewesen, das sich dieser Ermittlungsmethode bedient 
habe, nehme also eine Vorreiterrolle ein. Natürlich wolle man die hier gemachten Er-
fahrungen mit anderen Bundesländern teilen, weshalb man im April 2026 ein Arbeits-
treffen in dieser Sache ausgerichtet habe, bei dem neben dem hiesigen auch Landes-
kriminalämter anderer Länder sowie das Bundeskriminalamt zugegen gewesen seien.  
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Darüber hinaus habe auch die Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime Nordrhein-
Westfalen teilgenommen, da es in diesem Zusammenhang natürlich auch der Expertise 
der Staatsanwaltschaft bedürfe. 
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12 Innenministerkonferenz in Hamburg – Umgang mit Asylbewerbern aus Syrien 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Innenministerkonferenz in Hamburg – Hartes Vorgehen gegen Sozialmiss-
brauch (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

In Verbindung mit: 

 Innenministerkonferenz in Hamburg – Fußball ohne Gewalt (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5327 

– keine Wortbeiträge 
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13 Angriffe auf Journalisten – Wer sind die Täter in NRW? (Bericht beantragt 

von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5323 

– keine Wortbeiträge 
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14 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5320 

– keine Wortbeiträge 
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15 Aktuelle Entwicklung bei Verkehrsunfällen in Nordrhein-Westfalen (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5338 

Benedikt Falszewski (SPD) kündigt an, zum vorliegenden Bericht einige Nachfragen 
stellen zu wollen: Wie erkläre man sich aufseiten des Ministeriums den Höchststand 
von 107 getöteten Rad- und Pedelecfahrenden, obwohl es sich bei diesen häufig nicht 
um die Hauptverursacher von Unfällen handle? Welche konkreten Maßnahmen er-
warte man von den Kommunen bzw. den Straßenverkehrsbehörden zur Verbesserung 
der Sicherheit dieser Verkehrsteilnehmer? 

Welche Ursachen gebe es für die Steigerung bei den verunfallten E-Scooter-Fahren-
den von mehr als 50 % innerhalb eines Jahres? Halte man die bisherigen Kontroll- und 
Präventionsmaßnahmen angesichts dieses starken Anstiegs für ausreichend? 

Wie bewerte das Ministerium die Wirksamkeit der bisherigen Maßnahmen gegen illegale 
Kraftfahrzeugrennen vor dem Hintergrund der Tatsache, dass sowohl die Zahl der Ren-
nen als auch die der Todesopfer einen Höchststand erreicht hätten? Sehe man hier 
weiteren Handlungsbedarf? 

LPD’in Maria del Carmen Fernandez Mendez (IM) hebt hervor, dass sowohl in diesem 
als auch in den vergangenen Jahren zahlreiche Maßnahmen auf den Weg gebracht 
worden seien, um die Unfälle von Fahrrad- und Pedelecfahrenden zu reduzieren. Dazu 
zähle unter anderem die nordrhein-westfälische Initiative „#sicherimStraßenverkehr“, 
im Rahmen derer gemeinsam mit 52 Netzwerkpartnern Verkehrsunfallprävention be-
trieben werde. 

Aufgrund der Unfallentwicklung habe man den Arbeitskreis „Radverkehrssicherheit“ 
unter Leitung des ADFC eingerichtet, der sich interdisziplinär ausschließlich mit der 
Frage befasse, wie man diese Entwicklung stoppen könne. In den vergangenen Mo-
naten seien in mehreren Kommunen verschiedene Einsätze in dieser Sache gelaufen. 
Derzeit zum Beispiel werde ein Projekt pilotiert, in dem uns um das Überholen von 
Radfahrenden bzw. die dafür erforderlichen Sicherheitsabstände gehe. Für die Polizei 
sei es ziemlich herausfordernd, zu erfassen, ob die Sicherheitsabstände eingehalten 
würden oder eben nicht. Mittlerweile jedoch habe man mittels verschiedener Einsatz-
maßnahmen entsprechende Verstöße nachweisen können. Zudem würden durch den 
Arbeitskreis „Radverkehrssicherheit“ Unterlagen erstellt, anhand derer auf kommuna-
ler Ebene Maßnahmen umgesetzt werden könnten. 

Die Steigerung der Unfälle mit Beteiligung von Fahrrädern, Pedelecs und E-Scootern 
ließe sich vor allem damit erklären, dass diese immer häufiger genutzt würden. Die 
Verkehrswende werde auf den Straßen sichtbar, insbesondere innerorts. Wenn aber 
verschiedene Fahrzeugtypen, etwa Autos und Fahrräder, auf engstem Raum zusam-
menkämen, hätten bei Unfällen naturgemäß die am wenigsten geschützten Verkehrs-
teilnehmer die gravierendsten Folgen zu tragen. 
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E-Scooter würden zunehmend auch von Privatpersonen angeschafft, wodurch ihre 
Zahl weiter steige, was sich wiederum in der Unfallstatistik niederschlage. Mittels Initi-
ativen, etwa „#sicherimStraßenverkehr“, und unter Beteiligung von Partnern, etwa der 
Landesverkehrswacht Nordrhein-Westfalen, versuche man seitens der Kreispolizeibe-
hörden, über die gesetzlichen Vorgaben für die Nutzung von E-Scootern aufzuklären, 
da es diesbezüglich viel Unsicherheit bzw. Unwissenheit gebe. So habe man beispiels-
weise festgestellt, dass an E-Scooter-Unfällen zunehmend Kinder beteiligt seien, ob-
wohl diese eigentlich gar nicht mit E-Scootern fahren dürften. Daher betreibe man mitt-
lerweile auch an Schulen Prävention, außerdem kämen E-Scooter-Simulatoren zum 
Einsatz. 

Hinsichtlich illegaler Kfz-Rennen sei die Polizei NRW sehr gut aufgestellt. Dieser Be-
reich bilde seit vielen Jahren einen Schwerpunkt in der Verkehrsüberwachung, zudem 
habe man ein Rahmenkonzept entwickelt, mittels dessen den Kreispolizeibehörden 
vorgegeben werde, dass sie bei Fällen illegaler Kfz-Rennen alle rechtlich möglichen 
Maßnahmen konsequent durchzusetzen hätten. Dass sie das auch täten, sehe man 
an den steigenden Zahlen. Setze man nämlich einen strategischen Schwerpunkt in 
der Verkehrssicherheitsarbeit, stelle man auch mehr Verstöße fest. Trotz aller Konse-
quenz sei die Zahl der bei illegalen Kfz-Rennen Getöteten im vergangenen Jahr ge-
stiegen. Man bleibe also weiter an dem Thema dran und bediene sich dabei des be-
währten aus Initiativen, Arbeitskreisen und Netzwerkpartnern bestehenden Instrumen-
tariums. 
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16 Besetzung des Hermannsdenkmals in Detmold durch Angehörige der Iden-

titären Bewegung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5324 
Vertrauliche Vorlage 18/203 

Christina Kampmann (SPD) hebt hervor, dass Rechtsextreme, nämlich Angehörige 
der Identitären Bewegung, und AfD-Mitglieder, nämlich ein Mitarbeiter eines Abgeord-
neten des Europäischen Parlaments, bei dieser Aktion gemeinsame Sache gemacht 
hätten. 

In einem der vorliegenden Berichte heiße es, dass die Planungen derartiger Aktionen 
schwer zu detektieren seien. Was also gedenke man aufseiten des Ministeriums zu 
tun, um die Vorfeldaufklärung verbessern und derartige Aktionen letztlich verhindern 
zu können? Schließlich könne es nicht angehen, dass ein so bedeutendes Symbol wie 
das Hermannsdenkmal von Rechtsextremen instrumentalisiert, für ihre Zwecke miss-
braucht werde. Auch mit Blick auf die Gesamtlage im Land sei es wichtig, hier mehr 
politische Verantwortung zu übernehmen. 

Thomas Röckemann (AfD) weist darauf hin, dass es im Umfeld des Bundesparteitags 
der AfD in Erfurt über 60 Festnahmen gegeben habe. Lägen Erkenntnisse dazu vor, 
ob Bürger aus NRW sich an diesen Straftaten beteiligt hätten? Auf den Zuruf von 
Christina Kampmann (SPD) hin, dass dieser Sachverhalt nichts mit dem TOP zu tun 
habe, erwidert Thomas Röckemann (AfD), dass das „ein bisschen“ miteinander zu 
tun habe. 

An den von der AfD-Fraktion eingebrachten Antrag gegen die Errichtung von Wind-
kraftanlagen in rund 6 km Entfernung zum Hermannsdenkmal erinnernd, äußert Julia 
Eisentraut (GRÜNE) die Vermutung, dass der Schauplatz der hier in Rede stehenden 
Aktion bewusst gewählt worden sei. Drei Dinge gelte es, festzuhalten: Der Antrag sei 
für jeden, der wie sie selbst in der Region lebe, vollkommen absurd. Die Aktion sei 
nicht die erste, mittels derer Rechtsextreme versuchten, das Denkmal für sich zu ver-
einnahmen. Vor Ort geriere sich die AfD immer wieder als Speerspitze bei Protesten 
dieser Art, weshalb es nicht verwundere, dass eines ihrer Mitglieder beim in Rede ste-
henden Vorfall aufgegriffen worden sei. 

Einleitend darauf hinweisend, dass ihm keine Erkenntnisse zu den Geschehnissen in 
Erfurt, Thüringen vorlägen, geht LKD Markus Gemünd (IM) anschließend auf die 
Frage nach der Vorfeldaufklärung ein: In den vergangenen Jahren habe man die für 
den Staatsschutz verantwortlichen Organisationseinheiten mit Auswerte- und Analy-
sestellen ausgestattet. Nach dem Messeranschlag in Solingen seien zudem soge-
nannte Digitale Streifen initiiert worden, um Aufklärung in Foren, Chatgruppen etc. zu 
betreiben. Dank des sogenannten Sicherheitspakets gebe es auch Weiterentwicklungen 
bei den verdeckten Maßnahmen. Hier spiele natürlich auch der Verfassungsschutz 
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eine wichtige Rolle. Die Handlungskonzepte zur Früherkennung seien also überarbei-
tet worden. Insgesamt habe man sich sehr gut aufgestellt, um einschlägige Treffen 
bzw. Planungen frühzeitig detektieren, Gegenmaßnahmen initiieren und Straftaten 
konsequent verfolgen zu können. Nichtsdestotrotz sei man auch auf Hinweise von au-
ßen angewiesen, etwa von Bürgerinnen und Bürgern, da man natürlich nicht mitbe-
komme, was beispielsweise in persönlichen Gesprächen geäußert werde. 
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17 Polizeilicher Schusswaffengebrauch in Krefeld (Bericht beantragt von der 

SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5326 
Vertrauliche Vorlage 18/204 

– keine Wortbeiträge 
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18 Tödlicher polizeilicher Schusswaffengebrauch in Remscheid (Bericht bean-

tragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Es geht um einen Polizeieinsatz in Remscheid am 1. Juli. Bei diesem Einsatz ist ein 
Mensch zu Tode gekommen, weil ein Polizist eine Schusswaffe eingesetzt hat. Das 
ist traurig, das ist tragisch. Es ist mir wichtig, den Angehörigen hier und heute mein 
Beileid aussprechen. Dieser Todesfall macht mich betroffen. Das geht den Frauen 
und Männern bei der Polizei Nordrhein-Westfalen garantiert nicht anders, auch weil 
sie sich natürlich gut in die Lage ihrer am Einsatz beteiligten Kolleginnen und Kolle-
gen hineinversetzen können. Ich bin mir sicher, dass es der Albtraum eines jeden 
Polizisten, einer jeden Polizistin ist, die Dienstwaffe benutzen zu müssen. 

Wie die Polizei habe auch ich ein Rieseninteresse daran, dass die Umstände dieses 
Todes vollkommen und allumfassend aufgeklärt werden. Genau das passiert ge-
rade. Es liegen aber noch lange nicht alle Antworten vor. Der Einsatz war vor acht 
Tagen. Die Staatsanwaltschaft ist Herrin des Verfahrens. Deswegen wäre das Jus-
tizministerium in der Lage, Ihnen im nichtöffentlichen Teil Auskunft zu den Ermitt-
lungen zu geben. Wir haben es aus Neutralitätsgründen so organisiert, dass das 
Polizeipräsidium Hagen in diesem Fall ermittelt. 

Ein paar Dinge kann ich Ihnen sagen: Der Einsatz am 1. Juli begann um 21:07 Uhr 
mit dem Notruf einer Passantin. Die Frau meldete, dass ein Mann zwei Mädchen 
mit Pfefferspray bedrohe. Im Hintergrund hörte die Einsatzleitstelle Schreie. Eine 
Beamtin und ein Beamter entdeckten den Mann wenige Minuten später, das war 
um 21:14 Uhr. Dieser hat die Polizisten mit Pfefferspray besprüht und ist wegge-
rannt. Die Polizeibeamtin und der Polizeibeamte sind hinterher, haben ihn eingeholt 
und einen Taser eingesetzt; zweimal übrigens, ohne Erfolg. Um 21:17 Uhr forderten 
die Polizistin und der Polizist wegen des Pfeffersprays einen Rettungswagen an. 
Der Mann war derweil in einen Garten geflüchtet und bewarf die Beamten mit Werk-
zeug. Um 21:19 Uhr schließlich setzte der Polizeibeamte seine Dienstwaffe ein. Da-
nach kamen weitere Polizeikräfte hinzu. Man versuchte noch, den Mann zu reani-
mieren – leider erfolglos. Die Mordkommission führte erste Ermittlungen am Tatort 
durch. Es gab Vernehmungen, die Dienstwaffe und die Bodycams der Polizisten 
wurden sichergestellt.  

Zum aktuellen Stand der Ermittlungen kann ich nur wenig sagen. Klar ist, dass der 
Mann 42 Jahre alt und für die Polizei kein Unbekannter war. Mehr könnte dazu aus 
Rücksicht auf den Verstorbenen nur im nichtöffentlichen Teil gesagt werden. 

Genau wie Sie habe ich Fragen, wobei die alles entscheidende natürlich ist, ob die 
Polizeibeamten sich gemäß der dienstlichen Vorgaben verhalten haben und der 
tödliche Schuss zu rechtfertigen ist. Das müssen wir abwarten. Ich vertraue auf die 
Arbeit der Ermittler und der unabhängigen Justiz. Aber die brauchen natürlich ein 
bisschen Zeit, um ihre Arbeit zu machen. Mehr kann ich jetzt nicht sagen, aber viel-
leicht könnte die Justiz das im nichtöffentlichen Teil tun. 
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Christina Kampmann (SPD) möchte wissen, ob bekannt sei, warum der zweimalig 
eingesetzte Taser nicht die gewünschte Wirkung erzielt habe. 

Die Frage verneinend, ergänzt Minister Herbert Reul (IM), dass dafür verschiedene 
Ursachen in Betracht kämen, etwa ein technisches Problem oder eine falsche Hand-
habung.  

Thomas Röckemann (AfD) fragt, ob man sagen könne, mit welcher Art von Werkzeug 
der Mann die Polizeibeamten beworfen habe. 

Unter Hinweis auf die laufenden Ermittlungen verneint Minister Herbert Reul (IM) 
auch diese Frage. Dazu könne sich allenfalls ein Vertreter des JM in einem nichtöf-
fentlichen Sitzungsteil äußern. 

Abschließend stellt Vorsitzende Angela Erwin nach einem Blick in die Runde fest, 
dass bei den Fraktionen kein Bedarf bestehe, diesen TOP auch nichtöffentlich zu be-
handeln. 
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19 Verbreitung islamistischer Ideologien durch salafistische Influencer und In-

fluencerinnen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Dass Salafisten ihre extremistische Propaganda unter die Leute, in die Köpfe der 
Menschen bringen wollen, ist nicht neu. Früher standen sie vorwiegend mit Info-
ständen in Fußgängerzonen, hielten Vorträge und Predigten. Das ist seltener ge-
worden. Namhafte Prediger sind ins Ausland gegangen oder saßen zeitweise in Haft. 
Vereinsrechtliche bzw. strafrechtliche Maßnahmen zeigen Wirkung. Ich erinnere an 
das Verbot der Deutschsprachigen Muslimischen Gemeinschaft in Braunschweig 
im Jahr 2024. Das hat sich natürlich auf die Akteure ausgewirkt, auch in Nordrhein-
Westfalen.  

Das Problem hat sich damit allerdings nicht erledigt, denn Salafisten nutzen nun 
verstärkt Social-Media-Plattformen, Messengerdienste und Onlinespiele, um ihre 
Ideologie zu verbreiten; der Schwerpunkt hat sich in Richtung YouTube, TikTok und 
Instagram verlagert. Diese Onlinepropaganda besteht häufig aus kurzen Videos; es 
sind emotionale Ansprachen und einfache Antworten. Das reicht von vermeintlich 
harmlosen muslimischen Glaubens- und Lifestyleangeboten bis hin zu offen extre-
mistischen Kanälen mit diskriminierenden, demokratiefeindlichen, gewaltbefürwor-
tenden Inhalten. Oft agieren Influencerinnen und Influencer im Graubereich, ma-
chen Andeutungen, arbeiten mit Codes, setzen emotionale Bilder ein, sprechen 
scheinbar religiöse Ermahnungen aus. 

Die bekannteste salafistische Influencerin ist Hanna Hansen. Erst seit Anfang 2024 
aktiv, nutzt sie sämtliche Kanäle und Aktionsfelder, digital und analog, und hat eine 
sehr große Reichweite. Im aktuellen Verfassungsschutzbericht für Nordrhein-West-
falen steht sie deshalb im Fokus. Das haben wir also im Blick. Wie Sie vielleicht 
mitbekommen haben, hat die Polizei Köln vor einer Woche bei Hanna Hansen 
durchsucht. Die Staatsanwaltschaft Köln ermittelt derzeit wegen des Verwendens 
von Kennzeichen einer verfassungswidrigen Organisation. Hintergrund ist ein 
Social-Media-Beitrag, in dem ein Symbol der als Terrororganisation eingestuften 
Hamas verbreitet worden sein soll, das sogenannte rote Dreieck. 

Der Fall zeigt exemplarisch, was die Sicherheitsbehörden hier machen: Sie schauen 
hin. Der Verfassungsschutz beobachtet, wertet Entwicklungen aus, macht sie öf-
fentlich. Seit Herbst 2025 ist im Bereich des polizeilichen Staatsschutzes die Digitale 
Streife unterwegs. 100 Ermittlerinnen und Ermittler gehen im Internet virtuell auf 
Streife, erkennen mithilfe Künstlicher Intelligenz Straftaten und decken kriminelle 
Strukturen auf. Das ist eine Maßnahme, die aus dem NRW-Sicherheitspaket folgt. 

Außerdem ist es wichtig, Straftaten konsequent zu verfolgen, etwa mittels vereins-
rechtlicher Maßnahmen, Durchsuchungen, Strafverfahren, Verboten und Kontrollen 
von Veranstaltungen. 

Entscheidend ist auch – darüber haben wir schon öfter gesprochen – die Präven-
tion. Hier seien „Wegweiser“, das Videospiel „Wer ist Bilal?“ und die Onlineoffensive 
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des Verfassungsschutzes „Auf dem Radar“ genannt. Wir versuchen, da näher her-
anzukommen. 

Ein weiterer Punkt: Plattformen in die Pflicht nehmen. Illegale Inhalte werden ge-
meldet, gesichert und durch die Plattformbetreiber entfernt. Das funktioniert nicht 
immer, aber es gibt auch immer wieder Erfolge. Hier fungiert das BKA als zentrale 
Stelle für entsprechende Meldungen. 

Die immensen Datenmengen, der Datenschutz, die Algorithmen, die Nutzung von 
Künstlicher Intelligenz und die Tatsache, dass Beiträge teilweise nur für kurze Zeit 
online sind, stellen natürlich eine Riesenherausforderung dar. Fakt ist aber, dass 
die Sicherheitsbehörden im realen wie im virtuellen Raum konsequent gegen sa-
lafistische Influencer vorgehen, und zwar mittels Analyse, Strafverfolgung und Prä-
vention sowie dadurch, dass die Plattformen in die Pflicht genommen werden. Das 
ist aber ein extrem schwieriges Projekt. 

Christina Kampmann (SPD) begrüßt die bei Hanna Hansen vorgenommen Durchsu-
chung. Ihr seien im Verfassungsschutzbericht 2025 mehrere Seiten gewidmet worden, 
und sie könne wohl als Hauptakteurin in der weiblichen Szene des extremistischen 
Islam gelten, insbesondere auch mit Blick auf die Missionierung bzw. die Rekrutierung. 

Aufhänger für die Berichtsbeantragung ihrer Fraktion sei das sogenannte Schwestern-
picknick gewesen, zu dem Hanna Hansen in Bielefeld geladen habe. Das klinge zwar 
harmlos, sei aber im Gegenteil sehr besorgniserregend, da Hanna Hansen dort wohl 
versucht habe, im Sinne des Salafismus zu missionieren. 

In diesem Zusammenhang möge das Ministerium darlegen, an welchen Orten in Nord-
rhein-Westfalen derartige Veranstaltungen noch stattgefunden hätten. Zudem interes-
siere sie, ob man aufseiten des Ministeriums die Möglichkeit eruiere, für die Kommu-
nen einen Leitfaden hinsichtlich der juristischen Optionen zu erstellen, sodass dort 
ordnungsbehördliche Gegenmaßnahmen ergriffen werden könnten. Ihrer Kenntnis 
nach habe es in Bielefeld zumindest eine entsprechende Prüfung gegeben. 

Sie selbst jedenfalls finde es schwer erträglich, dass Hanna Hansen Frauen salafis-
tisch indoktrinieren dürfe, solange sie sich unterhalb der strafrechtlichen Relevanz be-
wege. Auf diese Weise könne ein Nährboden entstehen, aus dem schlimmstenfalls 
Terroranschläge erwüchsen.  

MDgt Jürgen Kayser (IM) legt dar, dass Hanna Hansen auch schon in Köln zu einem 
sogenannten Schwesternpicknick geladen habe. Erlange der Verfassungsschutz 
Kenntnis von geplanten Veranstaltungen dieser Art, informiere er grundsätzlich den 
örtlich zuständigen polizeilichen Staatsschutz, der sich dann wiederum mit den jewei-
ligen Kommunen in Verbindung setze. 

Aber natürlich stehe auch der Verfassungsschutz mit den Kommunen im Austausch, 
etwa im Rahmen des Präventionsprojekts „Kommunen gegen Extremismus“, mittels 
dessen über einschlägige Phänomene informiert werde und Handlungsoptionen auf-
gezeigt würden. 
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Eine Schwierigkeit bestehe darin, dass Extremismus wie auch Da’wa-Missionierungen 
per se nicht strafbar seien, weshalb es immer etwas Zusätzlichem bedürfe, um tat-
sächlich tätig werden zu können. So gebe es beispielsweise kaum rechtliche Hand-
habe, wenn in Kommunen in geschlossenen Räumlichkeiten oder auf offenen Flächen 
extremistische Inhalte in Form von Vorträgen verbreitet würden. Ähnliches gelte übri-
gens auch für Onlineplattformen, deren Betreiber üblicherweise erst bei konkreten 
Straftaten handelten. Beim in Rede stehenden Fall – der Minister habe es erwähnt – 
sei ein verbotenes Symbol gezeigt worden. Auf diese Weise habe einst auch ein an-
derer salafistischer Influencer auf sich aufmerksam gemacht, woraufhin sein Insta-
gram-Kanal gesperrt worden sei. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

4 Anlagen 
10.08.2026/10.08.2026 
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An die Vorsitzende des Innenausschusses 

Angela Erwin MdL 

Platz des Landtags 
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Dienstag, 23.06.2026

Schriftliche Berichtswünsche 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende schriftliche Berichte: 

1.1.  Wie lange verschleppt die Landesregierung noch die landesweite 
Einführung des Tasers? – Wiederholte Nachfrage

In der Sitzung des Innenausschusses am 11.06.2026 führte Minister Reul aus, 

dass er eine Entscheidung zur landesweiten Einführung des Tasers so schnell 

wie möglich wolle.  

Diese Klarheit in der Aussage steht diametral zum Handeln der 

Landesregierung und der regierungstragenden Fraktionen, die nunmehr seit 

Monaten die Entscheidung verschleppen.  

Minister Reul hat in den vergangenen Sitzungen des Innenausschusses 

Minister Reul immer wieder den Eindruck erweckt, als wenn es nur noch um 

die Beantwortung von fachlichen Detailfragen ginge, der Taser aber 

grundsätzlich positiv bewertet würde.  

In der Beantwortung der Kleinen Anfrage 7762 war die Landesregierung nicht 

in der Lage mitzuteilen, mit welchen konkreten Detailfragen sie sich denn im 

Kontext der landesweiten Einführung des Tasers überhaupt befasst.  

Es verfestigt sich somit der Eindruck, dass die landesweite Einführung 

des Tasers nicht aus fachlichen Gründen, sondern allein aus politischen 

Gründen verhindert wird.  

Für diesen Zustand tragen der Minister und die regierungstragenden 

Fraktionen gleichermaßen die Verantwortung.  

Für die Polizistinnen und Polizisten, denen mutwillig ein wichtiges, bewährtes 

und evaluiertes Präventionsmittel vorenthalten wird, ist ein solches Handeln 

nicht nachvollziehbar und beschädigt sowohl das Vertrauen in den 

Dienstherrn als auch in die Politik.  
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Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen Bericht, der 

sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst:  

1. Wie ist der Sachstand zur landesweiten Einführung des Tasers?  

2. Welchen Stand hat die Markterkundung zur Vorbereitung einer 

Beschaffung eines konkreten Taser-Typen?  

3. Welchen Stand hat die Überarbeitung der Dienstanweisung zum 

Einsatz des Tasers?  

4. Welche Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Taser hat es seit 

der letzten Sitzung des Innenausschusses gegeben?  

5. Plant die Landesregierung die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für 

die landesweite Einführung des Tasers, damit im Falle einer positiven 

politischen Beschlussfassung eine Beschaffung in 2027 erfolgen 

kann?  

2. Kommunale Feuerwehren und die Zeitenwende - Finanzierung in Zeiten 
der Überforderung der Kommunalhaushalte

Die Innenministerkonferenz hat sich jüngst intensiv mit der Stärkung der 

zivilen Verteidigungsfähigkeit Deutschlands und der Vorbereitung auf hybride 

Bedrohungslagen befasst. Zu den Bedrohungen zählen neben 

Naturkatastrophen und Großschadensereignissen insbesondere 

Sabotageakte, Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen, Drohnenangriffe 

sowie Auswirkungen militärischer Konflikte auf die zivile Infrastruktur. Bund 

und Länder betonen dabei die Notwendigkeit eines leistungsfähigen 

Bevölkerungsschutzes und einer resilienten Sicherheitsarchitektur.  

Die kommunalen Feuerwehren nehmen hierbei eine Schlüsselrolle ein. Sie 

sind in nahezu jeder Schadenslage die erste und flächendeckend verfügbare 

Einsatzorganisation. Ob bei Bränden, Hochwasserlagen, Stromausfällen, 

Gefahrstoffunfällen, Evakuierungen oder Angriffen auf kritische Infrastruktur 

– die Feuerwehren stellen regelmäßig die ersten Kräfte am Einsatzort und 

bilden den sogenannten „ersten Angriff“. Sie sind damit zugleich das 

Fundament des Katastrophenschutzes und ein wesentlicher Bestandteil der 

gesamtstaatlichen Sicherheitsvorsorge.  

Gerade hybride Bedrohungslagen stellen neue Anforderungen an Ausrüstung, 

Ausbildung und Einsatzfähigkeit. Die Erfahrungen aus dem russischen 

Angriffskrieg gegen die Ukraine, zunehmenden Cyberangriffen und 

Sabotagefällen in Europa zeigen, dass die Grenze zwischen innerer Sicherheit, 

Katastrophenschutz und ziviler Verteidigung zunehmend verschwimmt.   
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Der Bund hat erhebliche Mittel für den Ausbau des Zivilschutzes und 

insbesondere für das Technische Hilfswerk in Aussicht gestellt. Diese 

Investitionen sind richtig und notwendig. Zugleich darf jedoch nicht 

übersehen werden, dass die operative Erstreaktion in den meisten 

Schadenslagen weiterhin durch die kommunalen Feuerwehren erfolgt. 

Während der Bund seine Strukturen stärkt, stehen viele Kommunen in 

Nordrhein-Westfalen unter erheblichem finanziellem Druck. Zahlreiche 

Städte und Gemeinden sehen sich mit steigenden Kosten für Personal, 

Infrastruktur und Pflichtaufgaben konfrontiert. Dies erschwert notwendige 

Investitionen in Feuerwehrhäuser, Fahrzeuge, Schutzausrüstung und 

Spezialfähigkeiten.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen Bericht, der 

sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst:  

1. Welche Förderprogramme des Landes stehen Kommunen derzeit für 

Investitionen in Feuerwehrhäuser, Fahrzeuge, persönliche 

Schutzausrüstung und digitale Infrastruktur zur Verfügung?  

2. Wie haben sich die Landesmittel zur Förderung kommunaler 

Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen seit 2022 Jahren entwickelt?  

3. Wie bewertet die Landesregierung die finanzielle Leistungsfähigkeit 

der nordrhein-westfälischen Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer 

Investitionspflichten im Bereich Feuerwehr und Katastrophenschutz?  

4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zum 

Investitionsbedarf in die kommunalen Feuerwehren vor?  

5. Welche Bundesmittel für den Bevölkerungsschutz, den Zivilschutz 

oder den erweiterten Katastrophenschutz fließen derzeit unmittelbar 

oder mittelbar den kommunalen Feuerwehren in Nordrhein-

Westfalen zu?  

3. Entwicklung der hybriden Bedrohungslage im ersten Halbjahr 2026

Die Sicherheitsbehörden in Deutschland und Europa warnen seit geraumer 

Zeit vor einer zunehmenden Bedrohung durch hybride Angriffe. Hierzu zählen 

insbesondere (Cyber-)Angriffe auf Kritische Infrastrukturen (KRITIS), 

Sabotageakte, gezielte Ausspähungen sicherheitsrelevanter Einrichtungen, 

Einflussoperationen fremder Staaten sowie Drohnenaktivitäten im Umfeld 

militärischer Anlagen, Industrieunternehmen und anderer sensibler 

Infrastruktur.  

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die Verwundbarkeit 

moderner Gesellschaften gegenüber hybriden Bedrohungen deutlich vor 

Augen geführt. Bund und Länder haben daher die Stärkung der zivilen 
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Verteidigung, des Bevölkerungsschutzes sowie der Resilienz Kritischer 

Infrastrukturen zu einem Schwerpunkt ihrer Sicherheitsstrategie erklärt. Auch 

die jüngste Innenministerkonferenz hat die Vorbereitung auf hybride 

Bedrohungslagen und die Stärkung der gesamtstaatlichen 

Verteidigungsfähigkeit in den Mittelpunkt ihrer Beratungen gestellt.  

Nordrhein-Westfalen kommt aufgrund seiner Bevölkerungsdichte, seiner 

industriellen Bedeutung, seiner Energie-, Verkehrs- und 

Kommunikationsinfrastruktur sowie seiner militärischen Einrichtungen eine 

besondere Rolle zu. Gleichzeitig befinden sich zahlreiche potenzielle Ziele 

hybrider Angriffe im Land. Hierzu zählen unter anderem Energieversorger, 

Wasserwerke, Chemie- und Industrieanlagen, Logistikzentren, 

Verkehrsknotenpunkte, Krankenhäuser, Telekommunikationsnetze sowie 

Einrichtungen der Bundeswehr.  

In den vergangenen Jahren wurden bundesweit wiederholt 

Drohnensichtungen über militärischen Einrichtungen, Industrieanlagen und 

kritischen Infrastrukturen bekannt. Zugleich warnen Sicherheitsbehörden vor 

Ausspähaktivitäten fremder Nachrichtendienste sowie vor der Gefahr 

gezielter Sabotageakte gegen sensible Einrichtungen.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen Bericht, der 

sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst:  

1. Wie hat sich die hybride Bedrohungslage im ersten Halbjahr 2026 

entwickelt? (Bitte Differenzierung nach Art der hybriden Bedrohung, 

Zahl der Vorkommnisse, geologische Schwerpunkte)  

2. Wie hat sich die Zahl der Drohnensichtungen im ersten Halbjahr 2026 

entwickelt? (Bitte Differenzierung nach Zahl und Örtlichkeit der 

Drohnensichtung)   

3. Zu welchen Erkenntnissen gelangten die im Kontext zu Frage 1 und 

2 eingeleiteten Ermittlungen bislang?  

4. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus den Beratungen 

der Innenministerkonferenz zur Stärkung der zivilen Verteidigung und 

des Schutzes Kritischer Infrastrukturen für Nordrhein-Westfalen?  

4. Sachstand zu Diskriminierungsvorwürfen im Polizeibereich und 
bestehende Rechtsschutzmöglichkeiten

Diskriminierung hat im öffentlichen Dienst keinen Platz. Dies gilt insbesondere 

für die Polizei Nordrhein-Westfalen, deren Handeln gegenüber den 

Bürgerinnen und Bürgern den Maßstäben des Grundgesetzes, dem 

allgemeinen Gleichbehandlungsgebot sowie den besonderen 

Diskriminierungsverboten unterliegt. Das Vertrauen in den Rechtsstaat setzt 
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voraus, dass mögliche Verstöße konsequent aufgeklärt und 

erforderlichenfalls sanktioniert werden.  

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von Diskriminierung in 

Nordrhein-Westfalen (LADG NRW) verfolgt die Landesregierung nach eigenen 

Angaben das Ziel, den Schutz vor Diskriminierung im Bereich öffentlichen 

Handelns weiter zu stärken. In der Begründung des Gesetzentwurfs wird 

insbesondere darauf verwiesen, dass Diskriminierungen im Rahmen 

staatlichen Handelns wirksam verhindert, bestehende Schutzlücken 

geschlossen sowie der Zugang zu Rechtsschutz für Betroffene verbessert 

werden sollen.   

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen Bericht, der 

sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst:  

1. Wie viele Disziplinarverfahren wurden seit 2022 gegen 

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte wegen des 

Vorwurfs diskriminierenden Verhaltens eingeleitet (bitte nach Jahren 

und KPB aufschlüsseln)?  

2. Wie sind die unter Frage 1 genannten Disziplinarverfahren jeweils 

ausgegangen (bitte differenzieren nach Einstellung des Verfahrens, 

Kürzung von Dienstbezügen, Zurückstufung, Entfernung aus dem 

Beamtenverhältnis sowie sonstigen Maßnahmen)?  

3. Wie viele Beschwerden wegen des Vorwurfs diskriminierenden 

Verhaltens von Polizeibediensteten wurden seit 2022 bei den 

Polizeibehörden, dem Beschwerdemanagement, dem 

Polizeibeauftragten des Landes Nordrhein-Westfalen oder sonstigen 

zuständigen Stellen eingereicht?  

4. In wie vielen Fällen konnten Beschwerden wegen behaupteter 

Diskriminierung aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen, fehlender 

Zuständigkeiten oder sonstiger rechtlicher Schutzlücken nicht 

bearbeitet, nicht geprüft oder nicht abgeschlossen werden?  

5. Welche konkreten Fallkonstellationen sind der Landesregierung 

bekannt, in denen Betroffene aufgrund einer rechtlichen Schutzlücke 

keinen wirksamen Rechtsschutz gegen mutmaßlich diskriminierendes 

Verhalten im Polizeibereich erlangen konnten?  

5. Anbahnung sexuellen Missbrauch von Kindern und Jugendlichen 
über Online-Marktplätzen, Plattformen, Chatgruppen und soziale 
Netzwerke?  

In den sozialen Medien wird diskutiert, dass digitale Plattformen und Online-

Marktplätze von Straftätern zur Anbahnung sexuellen Missbrauchs von 
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Kindern und Jugendlichen genutzt würden. Dabei werden insbesondere 

Plattformen wie Vinted, Etsy, Kleinanzeigen, soziale Netzwerke, Messenger-

Dienste, Gaming-Plattformen, Online-Foren sowie geschlossene Chatgruppen 

genannt. Teilweise wird behauptet, dass scheinbar harmlose 

Verkaufsanzeigen (etwa für Kinderspielzeug, Kinderkleidung oder andere 

Gegenstände) als verschlüsselte Kommunikationsmittel oder Codewörter für 

die Vermittlung von Minderjährigen zum Zweck sexuellen Missbrauchs 

dienten.  

Unabhängig davon, ob einzelne in sozialen Medien verbreitete Behauptungen 

zutreffen oder überzeichnet sind, verdeutlichen die Diskussionen die große 

Verunsicherung vieler Eltern und Sorgeberechtigter hinsichtlich der Sicherheit 

von Kindern und Jugendlichen im digitalen Raum. Zugleich ist bekannt, dass 

Täter digitale Kommunikationswege zur Kontaktaufnahme mit 

Minderjährigen („Cybergrooming“), zur Verbreitung von 

Missbrauchsdarstellungen sowie zur Vernetzung untereinander nutzen.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um einen Bericht, der 

sich unter anderem mit folgenden Fragen befasst:  

1.1. Welche Erkenntnisse liegen den Sicherheitsbehörden in Nordrhein-

Westfalen über die Nutzung von Online-Marktplätzen, 

Verkaufsplattformen, sozialen Netzwerken, Messenger-Diensten, 

Gaming-Plattformen oder Internetforen zur Anbahnung sexuellen 

Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen vor?  

2.2. Sind der Landesregierung Fälle bekannt, in denen Verkaufsanzeigen 

oder Inserate auf Online-Marktplätzen als Kommunikationsmittel, 

Tarnung oder Code für die Anbahnung entsprechender Straftaten 

genutzt wurden?  

3.3. Welche Rolle spielen nach Erkenntnissen der Landesregierung 

Gaming-Plattformen, Online-Spiele sowie Messenger-Dienste bei der 

Kontaktaufnahme von Tätern zu Minderjährigen?  

4.4. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung zur Sensibilisierung 

von Eltern und Sorgeberechtigten für Gefahren im digitalen Raum?  

5.5. Wie sollen sich Plattformnutzer verhalten, die auf in ihrer 

Wahrnehmung verdächtige Inhalte stoßen?  

Mit freundlichen Grüßen  

Marcel Hafke 
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 24. Juni 2026 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 79. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 79. Sitzung des Innenausschusses am 9. Juli 2026 beantrage ich für die AfD-Fraktion 

die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der Lan-

desregierung: 

I. 

Innenministerkonferenz in Hamburg – Zivilschutz 

In Hamburg fand vom 17. Juni bis zum 19. Juni 2026 die Innenministerkonferenz statt, bei der 
aktuelle Fragen der inneren Sicherheit, der zivilen Verteidigungsfähigkeit sowie weitere sicher-
heitspolitische Themen von bundesweiter Bedeutung debattiert und Beschlüsse gefasst wur-
den. Der Fokus lag unter anderem auf dem Thema „Zivilschutz“: 

Die Innenministerkonferenz (IMK) „betont, dass Deutschland bis spätestens 2029 
eine voll funktionsfähige zivile Verteidigungsfähigkeit als gleichwertige Säule zur mi-
litärischen Verteidigung aufbauen muss. Dafür seien eine enge Zusammenarbeit 
von Bund, Ländern und Kommunen, klare bundesweite Zielvorgaben sowie eine 
zentrale Koordinierung durch den Bund erforderlich. Zugleich sollen zentrale Berei-
che wie kritische Infrastrukturen, staatliche Handlungsfähigkeit, Bevölkerungsschutz 
und zivil-militärische Zusammenarbeit deutlich gestärkt werden. Parallel dazu for-
dert die IMK eine verlässliche Finanzierung durch den Bund, zusätzliche Investitio-
nen sowie einen verbindlich ausgestalteten „Pakt für den Bevölkerungsschutz“, um
die Maßnahmen wirksam umzusetzen. 
Niedersachsens Ministerin für Inneres, Sport und Digitalisierung, Daniela Behrens, 
erklärt dazu: „Deutschland steht immer stärker im Fokus hybrider Bedrohungen und
ist darauf noch unzureichend vorbereitet. Die IMK ist sich einig: Nach der Zeiten-
wende und den massiven Investitionen in unsere militärischen Fähigkeiten braucht 
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es dringend ein vergleichbares Engagement für unsere zivile Verteidigung. Wir be-
grüßen, dass die Bundesregierung das Thema Zivilschutz nach den jahrelangen und 
wiederholten Forderungen der Länder endlich stärker in den Blick nimmt. Die ange-
kündigten Investitionen des Bundes in Höhe von zehn Milliarden Euro bis 2029 sind 
ein wichtiges Signal, dabei darf es aber nicht bleiben. Die Länder sind sich einig, 
dass der Bund zukünftig mindestens zehn Prozent der jährlichen Ausgaben für die 
militärische Verteidigung für den Zivilschutz ausgeben muss. Diese Mittel sind not-
wendig, um die Strukturen aufzubauen, die wir für die gesamtstaatliche Verteidi-
gungsfähigkeit brauchen. In Niedersachsen investieren wir bereits seit Jahren er-
hebliche Mittel in bessere Ausstattung für den Katastrophenschutz und werden dies 
auch in den kommenden Jahren fortsetzen.“1

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Meinung respektive Sichtweise vertritt Innenminister Herbert Reul innerhalb 
der Landesregierung zum Thema Zivilschutz? 

2. Wie hat sich Herbert Reul bei der Innenministerkonferenz bei diesem Thema positio-
niert? 

3. Welche Herausforderungen und Aufgaben werden in diesem Zusammenhang auf die 
Landesregierung respektive die hier lebenden Menschen zukommen? 

4. Von welchen konkreten/namentlichen Akteuren geht dabei begründet die größte Ge-
fahr aus? 

5. Welches sind nach Ansicht der Landesregierung die größten Herausforderungen res-
pektive Gefahren im Zusammenhang mit dem Zivilschutz? 

II. 

Innenministerkonferenz in Hamburg – Kampf gegen hybride Bedrohungen 

In Hamburg fand vom 17. Juni bis zum 19. Juni 2026 die Innenministerkonferenz statt, bei der 
aktuelle Fragen der inneren Sicherheit, der zivilen Verteidigungsfähigkeit sowie weitere sicher-
heitspolitische Themen von bundesweiter Bedeutung debattiert und Beschlüsse gefasst wur-
den. Der Fokus lag unter anderem auf dem Thema „Kampf gegen hybride Bedrohungen“: 

1 https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/beschlusse-der-innenminis-
terkonferenz-in-hamburg-wichtige-weichenstellungen-fur-den-zivilschutz-und-den-kampf-gegen-hybride-
bedrohungen-251817.html. 
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Die Innenministerkonferenz (IMK) „stellt fest, dass hybride Bedrohungen ein breites 
Spektrum verdeckter Angriffe darstellen, die gezielt die Stabilität Deutschlands be-
einträchtigen sollen. Nur durch ein gemeinsames, entschlossenes Vorgehen von 
Bund und Ländern können diese wirksam bekämpft werden. Die Chefinnen und 
Chefs der Innenressorts der Länder betonnen die Notwendigkeit eines gesamtstaat-
lichen Ansatzes und stärken hierfür insbesondere die Zusammenarbeit im neuen 
„Gemeinsamen Zentrum zur Abwehr hybrider Bedrohungen“ (GAZ Hybrid) sowie
eine strategische Steuerung auf ministerieller Ebene. 
Zugleich fordert die IMK eine enge Einbindung der Länder durch den Bund in die 
Entwicklung einer gemeinsamen Strategie und eines Umsetzungsplans gegen hyb-
ride Bedrohungen. Insgesamt zielt der entsprechende Beschluss auf eine bessere 
Koordinierung, klare Strukturen und eine stärkere Verzahnung aller sicherheitsrele-
vanten Akteure.“2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Meinung respektive Sichtweise vertritt Innenminister Herbert Reul innerhalb 
der Landesregierung zum Thema „Kampf gegen hybride Bedrohungen“?

2. Wie hat sich Herbert Reul bei der Innenministerkonferenz bei diesem Thema positio-
niert? 

3. Welche Herausforderungen und Aufgaben werden in diesem Zusammenhang auf die 
Landesregierung respektive die hier lebenden Menschen zukommen? 

4. Von welchen konkreten/namentlichen Akteuren geht dabei begründet die größte Ge-
fahr aus? 

5. Welches sind nach Ansicht der Landesregierung die größten Herausforderungen res-
pektive Gefahren beim Kampf gegen hybride Bedrohungen? 

III. 

Innenministerkonferenz in Hamburg – Umgang mit Asylbewerbern aus Syrien 

In Hamburg fand vom 17. Juni bis zum 19. Juni 2026 die Innenministerkonferenz statt, bei der 
aktuelle Fragen der inneren Sicherheit, der zivilen Verteidigungsfähigkeit sowie weitere sicher-
heitspolitische Themen von bundesweiter Bedeutung debattiert und Beschlüsse gefasst wur-
den. Der Fokus lag unter anderem auf dem Thema „Umgang mit Asylbewerbern aus Syrien“:

„Nach Angaben der Hamburger Innenbehörde wollen die Innenminister außerdem
die Hürden für die Ausweisung ausländischer Straftäter senken. Wer gravierende 

2 Ebenda. 
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Gewalttaten oder vergleichbar schwere Straftaten verübt hat oder als Gefährder gilt, 
soll demnach auch bei Bestehen eines Schutzstatus ausgewiesen werden können. 
Es sei „nicht so leicht, den Schutzstatus zu entziehen, auch nicht bei Straftaten“, 
sagte Hamburgs Innensenator Andy Grote (SPD). Daran müsse „noch mal justiert 
werden“. Aktuell sei die Hürde sehr hoch und eine Ausweisung nur aus zwingenden 
Gründen der nationalen Sicherheit möglich. 

Das „Sicherheitsinteresse aller“ müsse über das Bleibeinteresse des einzelnen 
Straftäters gestellt werden, sagte Grote weiter. Die IMK begrüßte zudem das vor 
einer Woche in Kraft getretene Gemeinsame Europäische Asylsystem (Geas). Grote 
sprach von einem „echten Paradigmenwechsel“. Die Asylreform sieht einheitliche 
Grenzverfahren an den EU-Außengrenzen vor, Kritikerinnen und Kritiker warnen vor 
Menschenrechtsverstößen und „haftähnlichen Bedingungen“ in Asylzentren.“3

Zum Umgang mit Asylbewerber aus Syrien führte Niedersachsens Innenministerin Daniela 
Behrens aus: 

„Ich bedauere sehr, dass es trotz vieler konstruktiver Gespräche im Vorfeld und
am Rande der Konferenz nicht möglich war, mit allen unionsgeführten Ländern zu 
einer Verständigung über den Umgang mit Geflüchteten aus Syrien zu gelangen. 
Ich bin weiterhin überzeugt, dass wir einerseits ein geregeltes Verfahren für kon-
sequente Rückführungen von Straftätern nach Syrien brauchen. Andererseits 
muss sich der Bundesinnenminister auch darum kümmern, dass wir den gut inte-
grierten Menschen aus Syrien, die sich in Deutschland an die Regeln halten, die 
hier hart arbeiten und jeden Tag dazu beitragen, unser Land am Laufen zu halten, 
eine verlässliche Bleibeperspektive eröffnen.“4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Meinung vertritt Innenminister Herbert Reul innerhalb der Landesregierung 
zum Thema Rückführungen nach Syrien? 

2. Wie hat sich Herbert Reul bei der Innenministerkonferenz bei diesem Thema positio-
niert? 

3. Wie wird die Landesregierung ab sofort bei diesem Thema verfahren? 

4. Wann beginnt Nordrhein-Westfalen mit Rückführungen nach Syrien? 

5. Auf Basis welcher Daten; sprich: Wie viele syrische Staatsbürger sind in Nordrhein-
Westfalen jeweils mit welchem Status von einer möglichen Rückführung betroffen, hat 
Innenminister Herbert Reul NRW auf dieser Konferenz vertreten? 

3 Vgl. https://www.zeit.de/politik/deutschland/2026-06/sozialmissbrauch-banden-eu-buerger-schrottim-
mobilien. 
4 https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/beschlusse-der-innenminis-
terkonferenz-in-hamburg-wichtige-weichenstellungen-fur-den-zivilschutz-und-den-kampf-gegen-hybride-
bedrohungen-251817.html. 
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IV. 

Innenministerkonferenz in Hamburg – Hartes Vorgehen gegen Sozialmissbrauch 

In Hamburg fand vom 17. Juni bis zum 19. Juni 2026 die Innenministerkonferenz statt, bei der 
aktuelle Fragen der inneren Sicherheit, der zivilen Verteidigungsfähigkeit sowie weitere sicher-
heitspolitische Themen von bundesweiter Bedeutung debattiert und Beschlüsse gefasst wur-
den. Der Fokus lag unter anderem auf dem Thema „Hartes Vorgehen gegen Sozialmissbrauch“:

Die Minister möchten konsequenter gegen bandenmäßigen Sozialmissbrauch vor-
gehen. Zur Bekämpfung organisierter Täterstrukturen sei es „von zentraler Bedeu-
tung, effektive Maßnahmen zur Prävention, Aufdeckung und Strafverfolgung zu 
ergreifen“, heißt es in dem Beschluss der IMK. Missbrauch müsse frühzeitig er-
kannt, systematisch verhindert und entschlossen verfolgt werden. Dazu brauche 
es neue Prüfmechanismen, eine engere behördenübergreifende Zusammenarbeit 
und die konsequente Ausschöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten zur Rückforde-
rung von zu Unrecht erlangten Leistungen, heißt es in dem Beschluss. 

Hintergrund für die Pläne der Innenminister sind demnach Fälle, in denen Banden 
EU-Bürger aus Südosteuropa nach Deutschland geholt und in Scheinarbeitsver-
hältnisse gebracht hatten, um dann Anspruch auf Sozialleistungen zu erhalten. 
Begrüßt wurden von der IMK Initiativen einzelner Länder, die Kooperationen zwi-
schen Polizei, Jobcentern und weiteren Behörden auszubauen, um Missbräuche 
dieser Art zu verhindern. Zu prüfen sei demnach auch eine Änderung europarecht-
licher Vorgaben, damit sich ein Anspruch auf Kindergeld oder vergleichbare Sozi-
alleistungen für Familienangehörige, die in einem anderen Mitgliedsstaat wohnen, 
an der Höhe der dortigen Lebenshaltungskosten bemisst, heißt es in dem Papier.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Meinung vertritt Innenminister Herbert Reul innerhalb der Landesregierung zu 
diesem Thema? 

2. Wie hat sich Herbert Reul bei der Innenministerkonferenz bei diesem Thema positio-
niert? 

3. Wie wird die Landesregierung ab sofort bei diesem Thema verfahren? 

4. Wie viele Straftaten unter dem genannten Phänomen wurden in NRW von 2015 bis 
heute jeweils pro Jahr verübt? 

5 Ebenda. 
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5. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die unter Frage 4 abgefrag-
ten Tatverdächtigen? 

V. 

Innenministerkonferenz in Hamburg – Fußball ohne Gewalt 

In Hamburg fand vom 17. Juni bis zum 19. Juni 2026 die Innenministerkonferenz statt, bei der 
aktuelle Fragen der inneren Sicherheit, der zivilen Verteidigungsfähigkeit sowie weitere sicher-
heitspolitische Themen von bundesweiter Bedeutung debattiert und Beschlüsse gefasst wur-
den. Der Fokus lag unter anderem auf dem Thema „Fußball ohne Gewalt“, zu dem Nieder-
sachsens Innenministerin Daniela Behrens wie folgt ausführte: 

„Es ist ein wichtiger Schritt nach vorn, dass der DFB die dringend notwendigen 
Änderungen der Stadionverbotsrichtlinien sowie die Einrichtung einer Zentralen 
Aufsichts- und Überprüfungsstelle Stadionverbote beschlossen hat. Alle Innenmi-
nisterinnen und -minister haben die klare Erwartungshaltung, dass die Vereine das 
Instrument der Stadionverbote nun wirklich konsequenter nutzen, um die Minder-
heit, die mit Gewalttaten auffällt, aus unseren Stadien herauszuhalten. Gewalt ist 
kein Teil von Fankultur. DFB, DFL und Vereine bleiben gefordert, sich mit der Prob-
lematik, insbesondere mit Blick auf Risikospiele weiter intensiv auseinanderzuset-
zen.“6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Meinung respektive Sichtweise vertritt Innenminister Herbert Reul innerhalb 
der Landesregierung zum Thema „Fußball ohne Gewalt“?

2. Wie hat sich Herbert Reul bei der Innenministerkonferenz bei diesem Thema positio-
niert? 

3. Sollen Profivereine aus Sicht der Landesregierung für Kosten von Polizeieinsätzen an-
lässlich von ihnen ausgetragenen Partien (teilweise) aufkommen? 

4. Welche Profivereine in Nordrhein-Westfalen fallen durch (teils) gewalttätige Fanszenen 
auf? 

5. Welche Relevanz haben dabei sogenannte Ultra-Gruppierungen? 

6 Ebenda. 
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VI. 

Angriffe auf Journalisten – Wer sind die Täter in NRW? 

Die Zahl der Angriffe auf Journalisten in Deutschland ist in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen. Nach Angaben des Bundeskriminalamts wurden im Jahr 2025 bundesweit 54 Ge-
waltdelikte gegen Medienvertreter registriert. Davon wurden neun Taten dem rechten Spekt-
rum, 15 dem linken Spektrum und 26 einer ausländischen Ideologie zugeordnet. Im Jahr 2024 
waren noch 46 entsprechende Delikte erfasst worden, wobei lediglich ein Fall als rechts moti-
viert eingestuft wurde. Besonders auffällig ist die Entwicklung über einen längeren Zeitraum: 
Während 2023 lediglich 25 Angriffe auf Journalisten registriert wurden, hat sich die Zahl inner-
halb von zwei Jahren mehr als verdoppelt.7

Parallel zu dieser Entwicklung hat sich auch die Bewertung der Pressefreiheit in Deutschland 
verschlechtert. In der Pressefreiheitsrangliste 2026 der Reporter ohne Grenzen fiel Deutsch-
land im Vergleich zum Vorjahr um drei Plätze zurück und belegt nun Rang 14. Spitzenreiter 
der Rangliste ist Norwegen, während Eritrea den letzten Platz einnimmt. Weltweit bewertet die 
Organisation die Situation für Journalisten zunehmend kritisch. Erstmals seit Einführung der 
Rangliste vor 25 Jahren wurde die Lage in mehr als der Hälfte der 180 untersuchten Staaten 
als „schwierig“ oder „sehr ernst“ eingestuft. Die höchste Bewertungskategorie „gut“ erreichten
lediglich sieben Länder, in denen zusammen nur rund ein Prozent der Weltbevölkerung lebt. 
Dies verdeutlicht die wachsenden Herausforderungen für die Pressefreiheit und die Sicherheit 
von Medienschaffenden weltweit.8

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Übergriffe und Attacken auf Journalisten wurden seit 2020 bis heute jeweils 
pro Jahr in absoluten Zahlen in Nordrhein-Westfalen registriert? (Bitte nach Delikten auf-
schlüsseln.) 

2. Welchem Phänomenbereich (PMK -links-, -rechts-, -Ausländische Ideologie-, -Religiöse 
Ideologie- oder sonstige Zuordnung) wurden diese Straftaten jeweils zugeordnet? 

3. Aus welchem PMK-Bereich geht die größte Gefahr von Straftaten gegen Journalisten 
aus? 

4. Über welche Staatsangehörigkeiten verfügen die unter Frage 1 genannten Tatverdäch-
tigen jeweils? 

5. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die unter Frage 1 genannten 
deutschen Tatverdächtigen jeweils? 

7 Vgl. https://jungefreiheit.de/kultur/medien/2026/angriffe-auf-journalisten-kommen-vor-allem-von-links-
extremen-und-auslaendern/. 
8 Ebenda. 
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VII. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 
immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 
Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.9

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.10

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.11

9 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
10 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
11 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

VIII. 

Flächendeckende Einführung des DEIG – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Die Diskussion über die Ausstattung der Polizei Nordrhein-Westfalens mit Distanz-Elektroim-
pulsgeräten hält seit längerer Zeit an. Inzwischen liegen die Ergebnisse der behördlichen Un-
tersuchungen vor, die dem Einsatz dieser Geräte einen deutlichen praktischen Mehrwert be-
scheinigen. Nach Einschätzung der zuständigen Fachstellen können Taser sowohl zur Ent-
schärfung kritischer Situationen beitragen als auch die Handlungsmöglichkeiten der Einsatz-
kräfte erweitern. 

Besonders bei Einsätzen mit hohem Gefährdungspotenzial stehen Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamte häufig unter erheblichem Zeitdruck und müssen innerhalb weniger Sekunden Ent-
scheidungen treffen. In solchen Lagen kann ein Taser zusätzliche Optionen eröffnen, um Es-
kalationen zu verhindern und das Risiko schwerer Verletzungen für alle Beteiligten zu redu-
zieren. Diese Bewertung deckt sich mit den Forderungen zahlreicher Vertreter der Polizei, die 
seit Jahren auf den Nutzen des Einsatzmittels hinweisen. 

Trotz der positiven Erkenntnisse ist eine flächendeckende Ausstattung der nordrhein-westfäli-
schen Polizeibehörden bislang nicht erfolgt. Dadurch bestehen weiterhin Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Dienststellen hinsichtlich der verfügbaren Einsatzmittel und Schutzmög-
lichkeiten. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Konsequenzen die Landesre-
gierung aus den vorliegenden Ergebnissen zieht und ob konkrete Planungen für eine landes-
weite Einführung des Tasers vorgesehen sind. Von besonderem Interesse ist dabei, welche 
organisatorischen, politischen und finanziellen Schritte für eine einheitliche Umsetzung in 
Nordrhein-Westfalen geplant werden. 

Ich frage daher die Landesregierung: 
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1. Wann werden Taser (DEIG) endlich für alle Polizeibehörden landesweit eingeführt? 

2. Welche Entwicklungen hat es seit der letzten Berichterstattung im Innenausschuss ge-
geben? 

3. Welche konkreten Probleme respektive Hürden hindern die Landesregierung über-
haupt noch an einer flächendeckenden Einführung des DEIG? 

Markus Wagner, MdL 
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CHRISTINA KAMPMANN MDL 
Innenpolitische Sprecherin 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Tel.: 0211—884 2518 
Christina.Kampmann@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen 

Frau

Angela Erwin (MdL) 

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

2323.06.2026

Beantragung von schriftlichen Berichten für die Sitzung des Innenausschusses am 

0909.07.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

0909.07.2026 folgende schriftliche Berichte:

1.1. Aktuelle Entwicklung der Verkehrsunfälle in Nordrhein-Westfalen

Die aktuelle polizeiliche Verkehrsunfallbilanz für Nordrhein-Westfalen zeigt, dass im Jahr 2025 insgesamt 

656.030 Verkehrsunfälle erfasst wurden und damit ein weiterer Anstieg im Fünfjahresvergleich zu 

verzeichnen ist. Gleichzeitig wurde zwar ein vergleichsweise niedriger Stand an Schwerverletzten erreicht, 

dennoch bleibt die Zahl der Unfallopfer insgesamt hoch. Zudem verdeutlichen die vorliegenden Daten 

erhebliche strukturelle Herausforderungen: So waren Fahrrad- und Pedelecfahrende an rund 34 Prozent 

der Verkehrsunfälle mit Personenschaden beteiligt, wobei sie in Konfliktsituationen häufig nicht 

Verursachende, sondern Betroffene sind. Auch bei E-Scootern ist ein deutlicher Anstieg der Verunglückten 

in nahezu allen Altersgruppen festzustellen. 
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Darüber hinaus weisen die Daten darauf hin, dass klassische Unfallursachen wie ungenügender 

Sicherheitsabstand, überhöhte Geschwindigkeit, Vorfahrtsverstöße sowie Alkohol weiterhin eine zentrale 

Rolle spielen. Zugleich ist ein signifikanter Anstieg bei Unfällen unter dem Einfluss anderer berauschender 

Mittel, insbesondere Cannabis, festzustellen. Nicht zuletzt verursachen Verkehrsunfälle erhebliche 

volkswirtschaftliche Schäden von über 9,3 Milliarden Euro jährlich in Nordrhein-Westfalen. 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich weiterhin erhebliche Herausforderungen für die 

Verkehrssicherheitsarbeit im Land.

Wir bitten die Landesregierung daher um einen schriftlichen Bericht und um die Beantwortung 

insbesondere der folgenden Fragen:

� Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der Verkehrsunfallzahlen im Jahr 2025 im 

Vergleich zu den Vorjahren und welche wesentlichen Trends leitet sie daraus ab?

� Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung insbesondere zur Reduzierung tödlicher 

Verkehrsunfälle außerorts sowie auf besonders unfallbelasteten Streckenabschnitten?

� Wie bewertet die Landesregierung die zunehmende Betroffenheit von Rad-, Pedelec- und E-Scooter-

Nutzenden und welche konkreten Maßnahmen sind zum besseren Schutz dieser 

Verkehrsteilnehmergruppen vorgesehen?

� Welche Strategien verfolgt die Landesregierung zur Bekämpfung der wesentlichen Unfallursachen, 

insbesondere Geschwindigkeit, Abstand, Vorfahrtsverstöße sowie Alkohol und andere berauschende 

Mittel?

� Wie bewertet die Landesregierung die volkswirtschaftlichen Kosten der Verkehrsunfälle und welche 

Ansätze verfolgt sie, um diese durch verbesserte Verkehrssicherheitsmaßnahmen nachhaltig zu 

reduzieren?
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Bewegung" 
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Die Fraktion 

„Identitären 

„Identitären Bewegung" am 21. Juni 2026 das Hermannsdenkmal bei Detmold besetzt. Dabei 

Die „Identitäre Bewegung" wird vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextremistische Bestrebung 

Aktionsfähigkeit der „Identitären Bewegung" in Nordrhein 

2.2. Besetzung des Hermannsdenkmals in Detmold durch Angehörige der 

Aktuellen Medienberichten zufolge haben mutmaßliche Angehörige der rechtsextremistischen

sollen sich 

mehrere teilweise vermummte Personen unbefugt Zutritt zu der Anlage verschafft haben. Sie seien auf 

das Denkmal geklettert, sollen Banner mit politischen Botschaften entrollt und Pyrotechnik angezündet 

haben. Ein Beteiligter habe sich über mehrere Stunden auf dem Denkmal aufgehalten. Das Gelände sei 

daraufhin von der Polizei zeitweise abgesperrt worden. Aufgrund des politischen Hintergrunds der Tat 

hahabebe der Staatsschutz die Ermittlungen übernommen. 

eingestuft und ist europaweit vernetzt. Die Aktion wirft daher auch Fragen nach der 

sicherheitsbehördlichen Einschätzung der Gruppe, ihrer Aktionsformen sowie möglicher Mobilisierungs-

und Gefährdungspotenziale in Nordrhein-Westfalen auf. Wir bitten die Landesregierung daher um einen 

schriftlichen Bericht und um die Beantwortung insbesondere der folgenden Fragen:

� Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu Planung, Ablauf und Beteiligten der Aktion am 

Hermannsdenkmal vor und welche straf- bzw. ordnungsrechtlichen Konsequenzen werden geprüft 

oder bereits verfolgt?

� Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Landesregierung zur Organisationsstruktur, Vernetzung und 

-Westfalen, insbesondere im Hinblick auf 

vergleichbare öffentlichkeitswirksame Aktionen?

� Welche Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung aus dem Vorfall für die Gefahrenbewertung 

sowie für präventive und repressive Maßnahmen des Staatsschutzes gegenüber 

rechtsextremistischen Gruppierungen im Land?

3.3. Polizeilicher Schusswaffengebrauch in Krefeld 

Medienberichten zufolge ist es am 20. Juni 2026 in Krefeld zu einem tödlichen polizeilichen 

Schusswaffeneinsatz gekommen. Demnach soll ein 41-jähriger Mann nach einem familiären Streit die 

eingesetzten Polizeibeamten mit einem Messer angegriffen haben. In der Folge gab den Berichten zufolge

ein Polizeibeamter einen Schuss ab, durch den der Angreifer schwer verletzt wurde und später verstarb. 

Die eingesetzten Polizeibeamten blieben demnach unverletzt. 
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Vor dem Hintergrund der besonderen Tragweite des Vorfalls bitten wir die Landesregierung um einen 

schriftlichen Bericht zum Sachstand, insbesondere zum Ablauf des Einsatzes sowie zum Stand der 

Ermittlungen.

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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CHRISTINA KAMPMANN MDL

0202.07.2026

Beantragung von mündlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses am 0909.07.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die nächste Sitzung des Innenausschusses am 

0909. Juli 2026 folgende mündliche Berichte:

Tödlicher polizeilicher Schusswaffengebrauch in Remscheid

Nach Medienberichten kam es am Abend des 01. Juli 2026 in Remscheid zu einem polizeilichen 

Schusswaffeneinsatz, bei dem ein 42-jähriger Mann tödlich verletzt wurde. Dem Einsatz vorausgegangen 

sein soll eine Meldung über die Bedrohung zweier Mädchen mit Pfefferspray. Im weiteren Verlauf soll der 

Mann auch die eingesetzten Polizeibeamtinnen und -beamten u.a. mit Werkzeug angegriffen haben. Nach 

den Berichten ist der Mann trotz unmittelbar eingeleiteter Wiederbelebungsmaßnahmen noch am 

Einsatzort verstorben.

Wir bitten die Landesregierung um einen mündlichen Bericht zu den Umständen des Einsatzgeschehens 

sowie zum aktuellen Stand der Ermittlungen.
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Verbreitung islamistischer Ideologien durch salafistische Influencer und Influencerinnen

Nach Aussage des aktuellen Verfassungsschutzberichts hat sich die aus Nordrhein-Westfalen 

stammende Influencerin Hanna H. zu einer reichweitenstarken Akteurin der salafistischen Szene 

entwickelt. Sicherheitsbehörden bewerten sie demnach als bedeutende Figur im islamistischen 

Influencer-Milieu mit Kontakten zu maßgeblichen salafistischen Netzwerken im In- und Ausland. Über 

sosoziale Medien soll sie insbesondere junge Frauen ansprechen und für islamistische beziehungsweise 

salafistische Positionen werben. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen mündlichen Bericht zu den aktuellen 

Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden über die Aktivitäten von salafistischen Influencern und 

Influencerinnen, zur Rolle sozialer Medien bei der Verbreitung islamistischer Ideologien sowie zu den 

daraus resultierenden Herausforderungen für die Innere Sicherheit in Nordrhein-Westfalen

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 72 -
 

APr 18/1278
 Anlage 4, Seite 2 


		Vor Eintritt in die Tagesordnung
	1	Gesetz zur Änderung des Online-Casinospiel Gesetzes NRW
	2	Erstes Gesetz zur Änderung des Stiftungsgesetzes NRW
	3	Gesetz zur Neufassung eines Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Erkrankungen und zur Änderung weiterer Gesetze
	4	Viertes Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen
	5	Digitale Gewalt ganzheitlich bekämpfen – Anlaufstellen stärken, Deepfakes regulieren, Plattformen in die Verantwortung nehmen
	6	Fünf Jahre nach der Flut – Entwicklungen im Bereich des Katastrophenschutzes in Nordrhein-Westfalen (Bericht auf Wunsch der Landesregierung)
	7	Wie lange verschleppt die Landesregierung noch die landesweite Einführung des Tasers? – Wiederholte Nachfrage (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])
	8	Kommunale Feuerwehren und die Zeitenwende – Finanzierung in Zeiten der Überforderung der Kommunalhaushalte (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])
	9	Entwicklung der hybriden Bedrohungslage im ersten Halbjahr 2026 (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])
	10	Sachstand zu Diskriminierungsvorwürfen im Polizeibereich und bestehende Rechtsschutzmöglichkeiten (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])
	11	Anbahnung sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen über Onlinemarktplätze, -plattformen, Chatgruppen und soziale Netzwerke? (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 1])
	12	Innenministerkonferenz in Hamburg – Umgang mit Asylbewerbern aus Syrien (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2])
	13	Angriffe auf Journalisten – Wer sind die Täter in NRW? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2])
	14	Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2])
	15	Aktuelle Entwicklung bei Verkehrsunfällen in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3])
	16	Besetzung des Hermannsdenkmals in Detmold durch Angehörige der Identitären Bewegung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3])
	17	Polizeilicher Schusswaffengebrauch in Krefeld (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3])
	18	Tödlicher polizeilicher Schusswaffengebrauch in Remscheid (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 4])
	19	Verbreitung islamistischer Ideologien durch salafistische Influencer und Influencerinnen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 4])

